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Satzung 
 

über die Errichtung und Unterhaltung von Unterkünften  
für Obdachlose, Aussiedler, Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge 

in der Stadt Hemer 
 

vom 21.02.2017 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 15.11.2016 (GV NRW S. 966 ) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610 ), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 15.12.2016 (GV NRW S. 1150) sowie des § 1, 4, 5 und 6 des Gesetzes über die Aufnahme von 
Aussiedlern, Flüchtlingen und Zuwanderern (Landesaufnahmegesetz – LaufG) vom 28.02.2003 (GV NRW S. 93 / 
SGV NRW 24), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 21.11.2006 (GV NRW S. 570) und des § 1 des 
Gesetzes über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG) 
vom 28.02.2003 (GV NRW S. 93 / SGV NRW 24), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.12.2016 
(GV NRW S. 1156) hat der Rat der Stadt Hemer in seiner Sitzung am 21.02.2017 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
§ 1 Rechtsform und Zweckbestimmung 
 

1. Die Stadt Hemer errichtet und unterhält Unterkünfte zur vorläufigen und vorübergehenden Unterbringung 
von Obdachlosen, Aussiedlern und Zuwanderern (§ 2 des Landesaufnahmegesetzes) sowie ausländi-
schen Flüchtlingen ( § 2 Flüchtlingsaufnahmegesetz). 
 

2. Die Unterkünfte sind nicht rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. 
 

3. Das Benutzungsverhältnis zwischen der Stadt Hemer und den Benutzern ist öffentlich-rechtlich. 
 

4. Unterkünfte zur vorläufigen und vorübergehenden Unterbringung von Obdachlosen, Aussiedlern, Zu-
wanderern und ausländischen Flüchtlingen sind die Gebäude 
 
- Am Lusebrink 9 – 15 
- Pestalozzistraße 3a  
 
sowie die zum Zweck der vorläufigen und vorübergehenden Unterbringung von Obdachlosen, Aussied-
lern, Zuwanderern und ausländischen Flüchtlingen von der Stadt Hemer angemieteten Wohnungen. 
Diese Wohnungen gelten als Unterkünfte im Sinne dieser Satzung. 

 
5. Welche Unterkünfte und Wohnungen diesem Zweck dienen, bestimmt der Bürgermeister. Der Bürger-

meister kann durch schriftliche Festlegung Objekte streichen oder weitere in den Bestand aufnehmen. 
Der aktuelle Bestand ist dieser Satzung als Anlage 1 beigefügt. 
 
 

§ 2 Aufsicht, Verwaltung und Ordnung 
 

1. Die Unterkünfte unterstehen der Aufsicht und Verwaltung des Bürgermeisters 
 

2. Der Bürgermeister erlässt für jede Unterkunft eine Benutzungsordnung (Anlage 2), die das Zusammenle-
ben der Benutzer, das Ausmaß der Benutzung und die Ordnung in dem jeweiligen Übergangsheim re-
gelt. 
 
 

§ 3 Einweisung 
 

1. Die Benutzer werden durch schriftliche Einweisungsverfügung des Bürgermeisters unter dem Vorbehalt 
des jederzeit zulässigen Widerrufes in eine Unterkunft eingewiesen. Bei der erstmaligen Aufnahme in ei-
ne Unterkunft erhält der Benutzer gegen schriftliche Bestätigung: 
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- die Einweisungsverfügung, in der die unterzubringende Person, die Unterkunft und 
  die Höhe der Benutzungsgebühren und Verbrauchskosten bezeichnet sind 
 
- einen Abdruck dieser Satzung 
 
- Benutzungs-/Hausordnung  

 

- Unterkunftsschlüssel 
 

2. Der Anspruch auf Zuweisung einer bestimmten Unterkunft besteht nicht. Der Benutzer kann nach vorhe-
riger Ankündigung sowohl innerhalb des Hauses von einer Unterkunft in eine andere als auch von einem 
Haus in ein anderes verlegt werden; bei der Verlegung gilt Abs. 1 Satz 2 sinngemäß. 
 

3. Durch Einweisung und Aufnahme in eine Unterkunft ist jeder Benutzer verpflichtet: 
 

- die Bestimmungen dieser Satzung und die Benutzungs-/Hausordnung zu beachten 
 

- den mündlichen Weisungen der mit der Aufsicht und der Verwaltung der Unterkünfte beauftragten 
Bediensteten der Stadt Hemer oder beauftragten Dritten Folge zu leisten. 
 

4. Die Einweisung kann jederzeit widerrufen werden, wenn der Benutzer: 
 
- anderweitig ausreichend Wohnraum zur Verfügung hat 
 
- die endgültige wohnungsmäßige Unterbringung aus von ihm zu vertretenden 
  Gründen verhindert hat oder schwerwiegend gegen diese Satzung, die Benutzungs-  

       oder Hausordnung oder die mündlichen Weisungen (Abs. 3) verstoßen hat,  
       nachdem er bereits wegen eines früheren Verstoßes abgemahnt wurde. 
 
5. Der Benutzer hat die Unterkunft unverzüglich zu räumen, wenn die Einweisung widerrufen wird oder der 

Benutzer seinen Wohnsitz wechselt. 
 

6. Die Räumung einer Unterkunft kann nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für 
das Land Nordrhein Westfalen zwangsweise durchgesetzt werden. Der betroffene Benutzer ist verpflich-
tet, die Kosten der Zwangsräumung zu tragen. 
 
 

7. Das Benutzungsverhältnis endet mit der ordnungsgemäßen Übergabe der Unterkunft und der dem Be-
nutzer überlassenen Gegenständen an einen mit der Aufsicht und Verwaltung der Unterkunft beauftrag-
ten Bediensteten oder beauftragte Dritte der Stadt Hemer. 
 
 

§ 4 Gebührenpflicht 

 
1. Die Stadt Hemer erhebt für die Benutzung der Unterkünfte Benutzungsgebühren. 

 
2. Gebührenpflichtig ist jeder Benutzer. Haushaltsangehörige haften mit dem Haushaltsvorstand gesamt-

schuldnerisch. 
 

3. Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tage an, von dem der Gebührenpflichtige die Unterkunft benutzt 
oder aufgrund des Einweisungsbescheides benutzen kann. Diese endet mit dem Tag der Übergabe der 
Unterkunft an einen mit der Aufsicht und der Verwaltung der Unterkunft beauftragten Bediensteten der 
Stadt Hemer oder einem beauftragten Dritten. 
 

4. Die Benutzungsgebühr ist jeweils bis zum 5. eines jeden Monats im Voraus an die Stadtkasse der Stadt 
Hemer zu entrichten. 
 

5. Besteht die Gebührenpflicht nicht während des ganzen Monats, wird der einzelne Tag mit 1/30 der Mo-
natsgebühr berechnet. Ein– und Auszugstag werden jeweils als ein Tag berechnet. Am Tage der Verle-
gung von einer Unterkunft in eine andere ist nur die Tagesgebühr der neuen Unterkunft zu entrichten. 
 

§ 5 Gebührenberechnung 
 

 1.  Die Gebühr (inkl. Neben- und Heizkosten) wird wie folgt festgesetzt: 
 

Am Lusebrink 9 – 15      5,78 Euro/qm 
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Pestalozzistraße 3a     116,49 Euro/Person 
 
Für die von der Stadt Hemer angemieteten Wohnungen dienen die jeweils mit den Vermietern verein-
barten Grundmieten zzgl. der Neben- und Heizkosten als Berechnungsgrundlage. 
 

2. Bei tageweiser Benutzung wird für jeden Tag 1/30 der monatlichen Benutzungsgebühr erhoben. 
 
 
§ 6 Inkrafttreten 
 

    Die Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die  
    Satzung über die Errichtung und Unterhaltung von Übergangsheimen der Stadt Hemer 
    sowie die Satzung über die Benutzung der Notunterkünfte der Stadt Hemer, beide vom  
    22.07.1991, außer Kraft. 
 

 
 
 

I. Übereinstimmungsbestätigung 
 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehenden Satzung über die Errichtung und Unterhaltung von Unter-
künften für Obdachlose, Aussiedler, Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge in der Stadt Hemer mit dem Be-
schluss des Rates der Stadt Hemer vom 21.02.2017 übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 und 2 der Ver-
ordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Be-
kanntmVO) vom 26.08.1999, zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV.NRW.S. 741), verfahren 
worden ist.  
 

II. Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Errichtung und Unterhaltung von Unterkünften für Obdachlose, Aussiedler, 
Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge in der Stadt Hemer vom 21.02.2017 wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Nachtragssatzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hemer vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Hemer, 21. Februar 2017 
  
 
Der Bürgermeister 
Michael Heilmann 
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  Anlage 1 
 

Übersicht der von der Stadt Hemer  
angemieteten Wohnungen zur vorläufigen Unterbringung von 

Obdachlosen, Aussiedlern, Zuwanderern und ausländischen Flüchtlingen 
Stand: 23.01.2017 

 

Anschrift Etage Größe in qm 

Sülbergweg 25 EG 130,00 

Im Eichholz 2a Souterrain 73,00 

Ihmerter Straße 108 DG rechts 70,87 

Ihmerter Straße 108 DG links 70,58 

Ihmerter Straße 108 1. OG 77,36 

Ihmerter Straße 108 EG 76,48 

Märkische Straße 11 Haus mit 3 Wohnungen 205,00 

Brahmsstraße 17 1. OG rechts 70,00 

Im Siepen 20 Einfamilienhaus 90,00 

Urbecker Straße 123 EG 85,00 

Im Siegeloh 8 Einfamilienhaus 168,00 

Nieringser Weg 23a 2. OG links 58,00 

Am Ballo 22 2. OG 40,00 

Fichtestraße 15 EG 41,00 

 

 
 

Anlage 2 
 
Benutzungsordnung 
 
 

- Die zugewiesenen Unterkünfte dürfen nur für Wohnzwecke benutzt werden. Jede Gewerbeausübung in 
den Unterkünften und auf den Grundstücken der Unterkünfte ist verboten. 
 

- Personen ohne Einweisung dürfen dort nicht aufgenommen oder beherbergt werden. Besucher dürfen 
sich in der Zeit von 22.00 UHR bis 9.00 Uhr in den Unterkünften  und auf den Grundstücken nicht aufhal-
ten. Die beauftragten Bediensteten der Stadt Hemer oder beauftragte Dritte können weitergehende Auf-
enthaltsverbote erlassen. 
 

- Die Unterkünfte und Gemeinschaftseinrichtungen der Unterkünfte sowie die darin aufgestellten Gegen-
stände sind pfleglich zu behandeln. Die Unterkünfte sind ausreichend zu heizen, zu lüften und ständig in 
einem sauberen und aufgeräumten Zustand zu halten. Die von der Stadt bereitgestellten Möbel dürfen 
nicht ohne Zustimmung der Stadt aus den Unterkünften geräumt werden und durch eigene Möbel ersetzt 
werden. 
 

- Treten bauliche Mängel oder Störungen in den Unterkünften auf, sind die Benutzer verpflichtet die Stadt 
Hemer oder beauftragte Dritte zu benachrichtigen. 
 

- Beschädigungen der Unterkünfte, der Gemeinschaftseinrichtungen und des von der Stadt bereitgestell-
ten Mobiliars, die ein Benutzer zu vertreten hat, sind von diesem auf seine Kosten beseitigen zu lassen. 
Hierzu kann die Stadt Hemer eine angemessene Frist bestimmen. Werden die Schäden innerhalb dieser 
Frist nicht oder nicht sach- und fachgerecht beseitigt, ist die Stadt berechtigt, auf Kosten des Benutzers 
eine Fachfirma oder den Hausmeister mit der Durchführung der erforderlichen Reparaturen zu beauftra-
gen und die entstandenen Kosten dem Benutzer aufzuerlegen. 
 

- Eigenmächtige bauliche Veränderungen, auch solche an elektrischen Anlagen, sind verboten 
 

- In den Unterkünften, die durch Zentralheizung beheizt werden, dürfen zusätzliche Heizgeräte nicht be-
nutzt werden. 
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- Zusätzliche Raum-und Haustürschlüssel dürfen nicht selbständig beschafft werden. Zusätzliche Schlüs-
sel werden bei Bedarf gegen Erstattung der Kosten durch die Stadt Hemer zur Verfügung gestellt. 
 

- Die Benutzer der Unterkünfte sind verpflichtet, Ruhe und Ordnung zu wahren und sich so zu verhalten, 
das andere Personen nicht gefährdet, geschädigt, gestört, behindert oder belästigt werden. 
 

- Haustiere dürfen in den Unterkünften und auf den Grundstücken nicht gehalten werden. 
 

- Tonwiedergabegeräte (z. B. Radio-und Fernsehgeräte) dürfen nur in Zimmerlautstärke benutzt werden, 
so dass andere Personen nicht gestört werden. Von 22.00 Uhr bis 8.00 Uhr ist jeder vermeidbare Lärm 
zu unterlassen. 
 

- Auf den Treppenfluren, Kellergängen, Böden und in den sonstigen Gemeinschaftsräumen dürfen keine 
Gegenstände (Papier, Packmaterial, Einrichtungsgegenstände, Fahrräder etc.) abgestellt werden. Abfäl-
le und sonstiger Unrat sind von den Benutzern der Unterkünfte zu beseitigen. Hier werden Mülleimer 
oder Müllcontainer zur Verfügung gestellt. 
 

- Die Benutzer der Unterkünfte sind verpflichtet, die vor und an den Gebäuden liegenden Gehwege, Vor-
plätze, Hofflächen, Zufahrten und KFZ-Stellplätze zu reinigen, von Schnee zu räumen sowie bei Glatteis 
und Schneeglätte mit abstumpfenden Mitteln zu bestreuen. 
Gleiches gilt für Treppenhäuser, Flure und Kellergängen.  
 

- Im Übrigen ist die entsprechende Hausordnung zu befolgen. 
 

 
 

 
 
 

Einziehung eines Abschnitts der Rollenstraße 
 

Die Stadt Hemer zieht den im beiliegenden Übersichtsplan kenntlich gemachten Teil der öffentlichen Straße ge-
mäß § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein Westfalen (StrWG NRW) vom 23.09.1995 in der 
zur Zeit gültigen Fassung ein, da hierfür das öffentliche Verkehrsbedürfnis entfallen ist und eine Einziehung im öf-
fentlichen Interesse liegt.  
 
Die Einziehung wird hiermit gemäß § 7 Abs. 1 StrWG NRW öffentlich bekanntgemacht. 
 
 
Ihre Rechte 

 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-
richt Arnsberg, Jägerstr. 1, 59821 Arnsberg schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. DIE 

KLAGE KANN AUCH IN ELEKTRONISCHER FORM NACH MAßGABE DER VERORDNUNG ÜBER DEN ELEKTRONISCHEN 

RECHTSVERKEHR BEI DEN VERWALTUNGSGERICHTEN UND DEN FINANZGERICHTEN IM LANDE NORDRHEIN-WESTFALEN 

– ERVVO VG/FG – VOM 07.11.2012 (GV.NRW. SEITE 548) EINGEREICHT WERDEN. 
 
Hemer, den 24.02.2017 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Michael Heilmann
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Amtliche Bekanntmachung 

 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 376 „Im Wiesengrund“  
Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB 

 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 01.03.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 

Für den im beigefügten Lageplan dargestellten Bereich wird die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 376 
„Im Wiesengrund“ gem. § 13a BauGB beschlossen. Der Lageplan mit Abgrenzung des Geltungsbereichs 
wird Bestandteil dieses Beschlusses. 

 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die planungsrechtliche Sicherung und Steuerung von Gartenlauben auf den verpach-
teten Flurstücken östlich der öffentlichen Grünanlage an der Straße „Im Wiesengrund“. 
 
Das Bebauungsplangebiet wird im Westen durch die öffentliche Grünanlage entlang der Straße „Im Wiesengrund“ 
und im Osten durch die Grundstücke entlang der Schulstraße begrenzt. Die Lage des Plangebiets ist aus der bei-
gefügten Umrisszeichnung zu ersehen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB aufgestellt 
wird.  
 
Gemäß den Vorgaben nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB kann von der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie auf die Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB, welche Arten umweltrelevanter Informationen verfügbar sind, abgesehen werden. 
 
Für die interessierte Öffentlichkeit ist gem. § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB in der Zeit vom 16.03.2017 bis 
31.03.2017 einschließlich die Möglichkeit gegeben, sich in Form der Einzelerörterung über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie Auswirkungen der Planung während der Dienststunden (Montag bis Mittwoch von 8.00 bis 16.00 
Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr) bei der Stadt Iserlohn im Rathaus II, Be-
reich Stadtplanung, Zimmer 134, zu informieren und zu äußern. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der nach dieser Einsichtnahmemöglichkeit der Öffentlichkeit erarbeitete Bebau-
ungsplanentwurf noch einmal öffentlich ausgelegt wird. Zu diesem Entwurf können während der Auslegungsfrist 
Stellungnahmen vorgebracht werden. Die öffentliche Auslegung wird zu gegebener Zeit bekannt gemacht.  
 
 
Iserlohn, 06.03.2017 
 
STADT ISERLOHN 
 

Dr. Ahrens 
Bürgermeister 
 



Bebauungsplan Nr. 376
"Im Wiesengrund"

Abgrenzung des Plangebietes
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung 
zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt  

Iserlohn 
(Fünfte Änderung) 

mit Bekanntmachungsanordnung 
 

vom 02.03.2017 
 

I. 

 
Der Rat der Stadt hat am 28. Februar 2017 die 
nachstehende Satzung zur Änderung der Hauptsat-
zung der Stadt Iserlohn vom 01. Juli 2014 mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder be-
schlossen. 
 
Die Satzung beruht auf § 7 Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023) 
in der zurzeit gültigen Fassung.  
 
 

Artikel 1 

 
1. Es wird folgender neuer Paragraph 9 a 

eingefügt: 
 

§ 9 a 
Interessenvertretungen 

 
(1) In der Stadt Iserlohn werden gemäß § 27 a 

GO NRW zur Wahrnehmung der spezifi-
schen Interessen von Senioren, von Men-
schen mit Behinderung sowie von Kindern 
und Jugendlichen ein Seniorenbeirat, ein 
Beirat für Menschen mit Behinderung so-
wie ein Kinder- und Jugendrat gebildet. 

 
(2) Der Rat trifft nähere Bestimmungen für den 

Seniorenbeirat und den Beirat für Men-
schen mit Behinderung in besonderen Ge-
schäftsordnungen für diese Gremien. 
 

(3) Der Jugendhilfeausschuss trifft nähere 
Bestimmungen für den Kinder- und Ju-
gendrat in einer besonderen Richtlinie. 

 
 

2. Paragraph 11 erhält folgende neue Fas-
sung: 

 
§ 11 

Entschädigungen für Rats- und Ausschussmitglie-
der 

 
(1) Jedes Ratsmitglied erhält Aufwandsent-

schädigung zugleich als monatlichen Pau-
schalbetrag und als Sitzungsgeld. Die in 
den Ausschüssen tätigen sachkundigen 
Bürger und sachkundigen Einwohner er-

halten ausschließlich Sitzungsgeld. Die 
Aufwandsentschädigung und das Sit-
zungsgeld werden nach Maßgabe der Ent-
schädigungsverordnung NRW gewährt. 

 
 Sitzungsgeld und Fahrtkosten nach der 

Entschädigungsverordnung NRW werden 
für die Teilnahme an Sitzungen des Rates, 
der Ausschüsse, der Fraktionen und der 
Fraktionsvorsitzendenbesprechung sowie 
der vom Rat oder einem Ausschuss gebil-
deten Unterausschüsse, Kleinen Kommis-
sionen, Arbeitskreise und Beiräte gezahlt, 
soweit keine Sonderregelung besteht. Die 
Teilnahme als Zuhörer begründet keinen 
Anspruch auf Sitzungsgeld. Bei einer Sit-
zungsdauer von mehr als 6 Stunden wird 
ein weiteres Sitzungsgeld gezahlt. Pro Tag 
dürfen einem Rats- oder Ausschussmit-
glied nicht mehr als 2 Sitzungsgelder ge-
währt werden. Die Zahl der ersatz-
pflichtigen Fraktionssitzungen wird je Frak-
tion auf 100 pro Kalenderjahr beschränkt. 

 
 Stellvertretende Bürgermeister, Vorsitzen-

de von Ausschüssen des Rates (mit Aus-
nahme des Wahlprüfungsausschusses), 
Fraktionsvorsitzende und bei Fraktionen 
mit mindestens acht Mitgliedern auch ein 
stellvertretender Vorsitzender, mit mindes-
tens 16 Mitgliedern auch zwei und mit min-
destens 24 Mitgliedern auch drei stellver-
tretende Fraktionsvorsitzende erhalten ei-
ne zusätzliche Aufwandsentschädigung. 
Die Höhe dieser zusätzlichen Auf-
wandsentschädigung richtet sich nach den 
Regelungen der Entschädigungsverord-
nung NRW. 

 
(2) Rats- und Ausschussmitglieder haben An-

spruch auf Ersatz des Verdienstausfalles, 
der ihnen durch die Mandatsausübung 
entsteht, soweit sie während der Arbeits-
zeit erforderlich ist. Entgangener Verdienst 
aus Nebentätigkeiten und Verdienst, der 
außerhalb der Arbeitszeit hätte erzielt wer-
den können, bleiben außer Betracht. Der 
Anspruch besteht auch für maximal 8 Ar-
beitstage je Wahlperiode im Falle der Teil-
nahme an kommunalpolitischen Bildungs-
veranstaltungen, die der Mandatsaus-
übung förderlich sind. 

 
 Der Verdienstausfall wird für die Zeit der 

versäumten Arbeitszeit berechnet. Bei 
Verdienstausfall, welcher direkt dem Man-
datsträger erstattet wird, wird eine Rüstzeit 
von 0,5 Stunden je zusammenhängendem 
Erstattungszeitraum (Sitzungen usw.) be-
rücksichtigt. Entstehen dem Arbeitgeber 
des Mandatsträgers finanzielle Nachteile, 
da die Entgeltzahlungen für Zeiten der 
Mandatsausübung nicht gekürzt worden 
sind, so wird entsprechend der ausgefalle-
nen Arbeitsstunden an den Arbeitgeber er-
stattet. 
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Als Ersatz des Verdienstausfalls wird min-
destens ein Regelstundensatz gezahlt, es 
sei denn, dass ersichtlich keine finanziellen 
Nachteile entstanden sind. Darüber hinaus 
wird in folgenden Fällen eine höhere Ent-
schädigung gezahlt: 1.) Abhängig Erwerb-
stätigen wird auf Antrag anstelle des Re-
gelstundensatzes der tatsächlich entstan-
dene und nachgewiesene Verdienstausfall 
ersetzt. 2.) Selbständige erhalten auf An-
trag anstelle des Regelstundensatzes eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde, die 
im Einzelfall auf der Grundlage des glaub-
haft gemachten Einkommens nach billigem 
Ermessen festgesetzt wird. Der Regelstun-
densatz und der Höchstbetrag des Ver-
dienstausfallersatzes richten sich nach der 
Entschädigungsverordnung NRW.  

(3) Personen, die erstens einen Haushalt mit 
mindestens zwei Personen, von denen 
mindestens eine ein Kind unter 14 Jahren 
oder eine anerkannt pflegebedürftige Per-
son nach § 14 SGB XI ist, oder mindestens 
drei Personen führen und zweitens nicht 
oder weniger als 20 Stunden je Woche er-
werbstätig sind, erhalten für die mandats-
bedingte Abwesenheit vom Haushalt den 
Regelstundensatz. Statt des Regelstun-
densatzes werden auf Antrag die nachge-
wiesenen, notwendigen und unter Berück-
sichtigung des Einzelfalls angemessenen 
Kosten für eine Vertretung im Haushalt er-
setzt. 

(4) Ist während der mandatsbedingten Abwe-
senheit vom Haushalt eine entgeltliche 
Kinderbetreuung notwendig, so wird der 
Regelstundensatz gewährt. Statt des Re-
gelstundensatzes werden auf Antrag die 
nachgewiesenen, notwendigen und unter 
Berücksichtigung des Einzelfalls angemes-
senen Kosten für eine Kinderbetreuung er-
setzt. Kinderbetreuungskosten werden 
nicht erstattet bei Kindern, die das 14. Le-
bensjahr vollendet haben, es sei denn, be-
sondere Umstände des Einzelfalls werden 
glaubhaft nachgewiesen. 
 

(5) Der Verdienstausfallersatz, die Haushalts-
entschädigung und der Ersatz von Kinder-
betreuungskosten können nicht gleichzeitig 
in Anspruch genommen werden. Diese 
Leistungen werden bis längstens 19.00 
Uhr und für maximal 8 Stunden täglich ge-
währt, es sei denn, besondere Umstände 
des Einzelfalls werden glaubhaft nachge-
wiesen. Anträge auf Zahlung dieser Leis-
tungen sind spätestens bis zum 31. März 
des auf die Entstehung folgenden Jahres 
zu stellen. 

 
3. Paragraph 13 Absatz 1 erhält folgende 

neue Fassung: 
 

§ 13 
Zuständigkeiten für Personalangelegenheiten 

 
(1) Über beamtenrechtliche Ernennungen, Beför-

derungen, Versetzungen und Entlassungen 
sowie über arbeitsrechtliche Einstellungen, 
Eingruppierungen, Kündigungen und Auflö-
sungsverträge entscheidet 

 
a) der Haupt- und Personalausschuss im 

Einvernehmen mit dem Bürgermeister 
für Bedienstete in Führungspositionen, 
die dem Bürgermeister, einem Beige-
ordneten oder einem Ressortleiter di-
rekt unterstehen und die als Beamte 
der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt, 
oder als tariflich Beschäftigte einer der 
Entgeltgruppen EG 13 bis EG 15 ange-
hören oder durch Umsetzung der 
obengenannten Maßnahmen in die 
vorgenannten Laufbahn- bzw. Entgelt-
gruppen aufsteigen oder als Beschäftig-
te mit Sonderverträgen geführt werden, 
mit Ausnahme von Bediensteten mit 
Aufgaben eines persönlichen Referen-
ten oder Pressereferenten, 

 
b) der Bürgermeister für alle übrigen Be-

amten, tariflich Beschäftigten, Prakti-
kanten und Auszubildenden. 

 
Kommt in Personalangelegenheiten gem. 
Buchstabe a) ein Einvernehmen nicht zu 
Stande, kann der Rat die Entscheidung mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzli-
chen Zahl der Ratsmitglieder treffen. Bei die-
sen Entscheidungen des Rates stimmt der 
Bürgermeister nicht mit. Erfolgt keine Ent-
scheidung durch den Rat mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der 
Ratsmitglieder, so trifft der Bürgermeister die 
Entscheidungen. 
 
 

4. Paragraph 16 Absatz 1 erhält folgende neue 
Fassung: 
 

§ 16 
Beigeordnete, Vertretung des Bürgermeisters, Res-

sortleiter und Betriebsleiter 
 

(1) Die Zahl der Beigeordneten wird bis zum 
30.11.2017 auf vier und ab 01.12.2017 auf 
drei festgesetzt. Die Amtsbezeichnungen 
der Beigeordneten legt der Rat fest. Der 
Erste Beigeordnete ist der allgemeine Ver-
treter des Bürgermeisters. 
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Artikel 2 

 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2017 in Kraft. 
 
 

II. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kanntgemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten nach der Gemeindeordnung NRW kann gem. § 
7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW nach Ablauf eines 
Jahres seit der Bekanntmachung im Amtlichen Be-
kanntmachungsblatt - Amtsblatt des Märkischen 
Kreises - nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet 
 

oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Stadt Iserlohn vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Iserlohn, 02.03.2017 
gez. 
 
Dr. Ahrens 
Bürgermeister 

 
 

 
 

Offenlegung des Liegenschaftskatasters 
aus folgenden Anlässen: 

Übernahme von Eigentümerangaben aus dem 
Grundbuch in das Liegenschaftskataster 

Übernahme von Lagebezeichnungen und Haus-
nummern 

bis einschließlich 31. Dezember 2016  
 

für das Gebiet des Märkischen Kreises 
mit den Städten bzw. Gemeinden  Altena, Balve, 
Halver, Hemer, Herscheid, Iserlohn, Kierspe, Lü-

denscheid, Meinerzhagen, Menden, Nachrodt-
Wiblingwerde, Neuenrade, Plettenberg, 

Schalksmühle und Werdohl 

 
Gemäß § 13 Abs. 5 des Gesetzes über die Landes-
vermessung und das Liegenschaftskataster (Ver-
messungs- und Katastergesetz - VermKatG NRW) 

vom 1. März 2005 (GV. NRW. S. 174, in Kraft getre-
ten am 23. März 2005; geändert durch Artikel 8 des 
Gesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 
706), in Kraft getreten am 29. November 2008; Arti-
kel 21 des Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. 
S. 224); in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. April 
2009; Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(GV. NRW. S. 566), in Kraft getreten am 19. Okto-
ber 2013; Artikel 2 des Gesetzes vom 1. April 2014 
(GV. NRW. S. 256), in Kraft getreten am 12. April 
2014),in Verbindung mit § 22 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die Landesver-
messung und das Liegenschaftskataster (DVOz-
VermKatG NRW) vom 25. Oktober 2006 (GV. NRW. 
S. 462, in Kraft getreten am 8. November 2006; ge-
ändert durch Artikel 3 der VO vom 5. Juli 2010 (GV. 
NRW. S. 404), in Kraft getreten am 17. Juli 2010; 
Artikel 9 d. VO v. 22. Mai 2012 (GV. NRW. S. 206), 
in Kraft getreten am 19. Juni 2012; Artikel 14 der 
VO vom 16. Juli 2013 (GV. NRW. S. 483), in Kraft 
getreten am 27. Juli 2013; Verordnung vom 23. Juli 
2015 (GV. NRW. S. 551), in Kraft getreten am 8. 
August 2015; Artikel 2 der Verordnung vom 8. Au-
gust 2016 (GV. NRW. S. 680), in Kraft getreten am 
1. Januar 2017) erfolgt die Bekanntgabe der Über-
nahme der Eigentümerangaben und Lagebezeich-
nungen durch Offenlegung. Der Eigentumsnachweis 
im Liegenschaftskataster ist in Übereinstimmung mit 
den Angaben im Grundbuch zu führen. Die Lagebe-
zeichnungen werden nach den Angaben der Städte 
geführt. Die Offenlegung tritt an die Stelle der 
schriftlichen Bekanntmachung von Veränderungen 
an die Eigentümer und Erbbauberechtigten. 
 
Die Offenlegung erfolgt in der Zeit  
 

vom 03.04.2017 bis 02.05.2017 einschließlich 
 

bei der Katasterbehörde des Märkischen Kreises, 
Heedfelder Straße 45, 58509 Lüdenscheid, Zimmer 
372 bzw. 387 während der Dienststunden 
 
Montag bis Donnerstag 
von 8.30 - 12.00 Uhr und 13.30 – 15.00 Uhr,  
 
Freitag 
von 8.30 - 12.00 Uhr.  
 
Innerhalb dieser Zeiten können sich betroffene Ei-
gentümer, Eigentümerinnen, Erbbauberechtigte von 
Grundstücken oder Inhaber und Inhaberinnen 
grundstücksgleicher Rechte, über die Fortführung 
des Katasternachweises ihrer Grundstücke unter-
richten lassen und den Datenbestand des Liegen-
schaftskatasters einzusehen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die in der Offenlegung bekanntgegebenen 
Fortführungen der Eigentumsangaben kann inner-
halb eines Monats nach Ablauf der Offenlegungs-
frist Klage erhoben werden. Die Klage ist bei dem 
Verwaltungsgericht Arnsberg (Hausanschrift: Jäger-
straße 1, 59821 Arnsberg / Postanschrift: Postfach, 
59818 Arnsberg) schriftlich, zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in elekt-
ronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande 
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Nordrhein-Westfalen (ERVVO VG/FG) vom 7. No-
vember 2012 zu erheben. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr 
mindestens zwei Abschriften beigefügt werden. 
Falls die Frist zur Klageerhebung durch das Ver-
schulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person 
versäumt werden sollte, so würde deren Verschul-
den Ihnen zugerechnet werden.  
 
Weitere Erläuterungen, insbesondere vor der Erhe-
bung einer Klage, können bei der Katasterbehörde 
erfragt werden. 
 
Lüdenscheid, 13.02.2017 
 
Märkischer Kreis 
Der Landrat 
Katasterbehörde 
Im Auftrag 
M. Köster 
 
 
 
 

 
 
 
Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 

 
Der Rat der Stadt Altena (Westf.) hat in seiner  
Sitzung am 13.02.2017 beschlossen: 
 
Die Niedermöllerstraße wird mit sofortiger Wir-
kung gem. § 6 des Straßen- und Wegegesetzes 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 
23.09.1995 (GV. NRW S. 462/ SGV. NRW 91) in 
der zz. geltenden Fassung als Gemeindestraße 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach dieser öffentlichen Bekannt-machung 
Klage erhoben werden. Die Klage wäre beim Ver-
waltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1 in 59821 
Arnsberg, schriftlich einzureichen oder zur Nieder-
schrift durch den Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle zu erklären.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll-
mächtigten versäumt werden sollte, würde dessen 
Verschulden dem/der Kläger/in zugerechnet wer-
den. 
 
Die Klage muss den/die Kläger/in, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben werden, es soll darge-
legt werden, wodurch die Widmung den/die Klä-
ger/in in seinen/ihren Rechten verletzt. Wird die 

Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Ab-
schriften beigefügt werden.  
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und 
den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. Seite 
548) eingereicht werden. 
 
Altena (Westf.), den 03.03.2017 
 
Dr. Hollstein 
Bürgermeister 
   
 
 
      

 
 

 
Satzung 

über die Wochenmarktgebühren 
in der Stadt Lüdenscheid 

vom 01.03.2017 

 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat am 12.12.2016 
folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 

 
Gebührenpflicht 

 
(1) Die Stadt Lüdenscheid erhebt zur Deckung 

der ihr durch den Betrieb des Wochenmark-
tes entstehenden Kosten Gebühren. 

 
(2) Gebührenpflichtig sind die Standinhaber auf 

dem Marktplatz. 
 
(3) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Zuwei-

sung des Standplatzes. 
 
 

§ 2 

 
Gebührenberechnung 

 
(1) Die Gebühren werden berechnet für jeden 

angefangenen laufenden Meter des zuge-
wiesenen und den Käufern zugewandten 
Standplatzes. Sie gelten für die in der Sat-
zung für den Wochenmarkt der Stadt Lüden-
scheid jeweils festgesetzte Dauer des Wo-
chenmarktes, auch wenn die zugelassene 
Verkaufszeit nicht ausgenutzt wird. 

 
(2) Die Berechnung der Gebühren erfolgt 
 

a) bei Standplätzen, die dauernd oder 
für mindestens ein Jahr zugewiesen 
sind, für ein Jahr (Jahresgebühr), 

b) bei Standplätzen, die für einen zu-
sammenhängenden kürzeren Zeit-
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raum als ein Jahr zugewiesen sind, 
für den zugewiesenen Zeitraum in 
vollen Wochen (Teiljahresgebühr), 

c) bei Standplätzen, die für einen ein-
zelnen Markttag zugewiesen sind, nur 
für diesen Markttag (Tagesgebühr). 

 
 

§ 3 

 
Gebührenhöhe 

 
Die Marktgebühr beträgt für jeden angefangenen 
laufenden Meter des zugewiesenen Standplatzes 
 
a) als Jahresgebühr 

bei einem Markttag je Woche 
178,08 Euro 
 
bei zwei Markttagen je Woche 
356,16 Euro 
 

b) als Teiljahresgebühr mal 
Markttag und Anzahl der Wochen 
3,71 Euro 
 

c) als Tagesgebühr 
 3,71 Euro. 
 
Die Mindestgebühr beträgt 13,00 Euro. 
 
 

§ 4 

 
Fälligkeit 

 
(1) Die Jahresgebühr wird durch Gebührenbe-

scheid festgesetzt und in gleichen Vierteljah-
resbeträgen am 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. fällig. Auf Antrag kann die Fälligkeit 
auf den 15. eines jeden Monats für den lau-
fenden Monat festgesetzt werden. 

 
(2) Die Teiljahresgebühr wird durch Gebühren-

bescheid festgesetzt und am 15. eines jeden 
Monats für den laufenden Monat fällig. 

 
(3) Die Tagesgebühr wird mündlich durch den 

Marktmeister festgesetzt und sofort fällig. 
 
 

§ 5 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung über die Wochenmarktgebüh-
ren in der Stadt Lüdenscheid vom 09.12.2015 außer 
Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung 

von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Lüdenscheid, 01.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 

 
 
 
 
 

 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 737 
„Römerweg“, 7. Änderung, und Erteilung der 
Genehmigung der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplanes im Geltungsbereich dieses Bebau-
ungsplanes 

 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner Sitzung 
am 14.11.2016 folgendes beschlossen: 
 
A.: I. Zu den während der frühzeitigen Öffentlich-

keits- und Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 1 BauGB und zu den während der öf-
fentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
abgegebenen Stellungnahmen, Anregungen 
und Hinweisen wird wie folgt Stellung ge-
nommen: 

 
1. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung am 

16.03.2016: 
Im Rahmen der Bürgeranhörung wurden von den 
anwesenden Bürgern Fragen zum Planinhalt ge-
stellt. Ein Bürger merkt an, dass im Wald, der für 
die Erweiterung der Firma Lixfeld umgewandelt 
werden soll, alte Eichen stehen würden und dort 
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geschützter Ilex vorhanden sei. Auch würde der 
dortige Waldboden die Funktion einer Regenrück-
haltung besitzen. Des Weiteren wird darauf hin-
gewiesen, dass im Bereich der geplanten Be-
triebserweiterung für die Firma Megatec eventuel-
le Munitionsreste im Waldboden vorhanden sein 
könnten. 

 
Stellungnahme: 
Aus Gründen der Standortsicherung der heimi-
schen Unternehmen und der Arbeitsplatzerhaltung 
in der mittelständischen Industrie ist die Stadt Lü-
denscheid in der Abwägung der unterschiedlichen 
Belange (Ökologie/Freiraumschutz/Walderhaltung 
– Wirtschaft/Standortsicherung) im vorliegenden 
Fall dazu bereit, zwei Waldflächen für Erweite-
rungsvorhaben der Firmen Lixfeld und Megatec in 
gewerbliche Bauflächen umzuwidmen und eine 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 737 „Römer-
weg“ vorzunehmen. 

 
Dabei handelt es sich nach dem Umweltbericht 
um eine Inanspruchnahme von rund 0,5 ha Ei-
chen-Mischwald mittleren Alters für die Betriebs-
erweiterung der Firma Megatec und um die Um-
wandlung von rund 1,8 ha Buchen-Eichenwald 
und Eichen-Mischwald aus geringen bis mittleren 
Baumhölzern für die Erweiterung der Firma 
Lixfeld. Aus forstrechtlicher Sicht wurden diese 
Eingriffe in den Wald durch entsprechende Ersatz- 
und Ausgleichsaufforstungen ausgeglichen. 
 
Nach Auskunft des Stadtentwässerungsbetriebes 
Lüdenscheid verfügt der vorhandene Mischwas-
serkanal in der Straße Hoher Hagen über eine 
ausreichende Kapazität, um das zusätzliche Nie-
derschlagswasser der künftigen Dachflächen der 
geplanten Erweiterungshallen für die Firma Lixfeld 
aufnehmen zu können. Insofern ist die Waldum-
wandlung (Verlust von Flächen für die Regen-
rückhaltung) aus Sicht der Niederschlagswasser-
beseitigung unproblematisch. 
 
Die Stadt Lüdenscheid hat den Hinweis auf Muni-
tionsreste im Waldbereich, der für die Firma Me-
gatec umgewidmet werden soll, geprüft. Dem 
Waldeigentümer ist über Munitionsvorkommen 
oder Munitionsreste auf seinem Grundstück nichts 
bekannt. Nach einer Luftbildauswertung für Lü-
denscheid durch die Bezirksregierung Arnsberg 
hat die Luftbildauswertung für die in Rede stehend 
Waldfläche neben dem Betriebsgrundstück Rö-
merweg 25 keine Bombenabwürfe erkennen las-
sen. Das zuständige Ordnungsamt der Stadt Lü-
denscheid hat daraufhin mit Ordnungsverfügung 
vom 16.06.2016 die Kampfmittelfreiheit des 
Grundstückes bescheinigt. 

 
Den Anregungen und Hinweisen der Bürgerschaft 
kann teilweise gefolgt werden. 

 
2. Schreiben des Märkischen Kreises – 

Fachdienst Bauen und Planung vom 
29.01.2016 und vom 26.08.2016: 
Aus Sicht des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege wird vorgetragen, dass 
für die Planänderung im Bereich der Firma 
Megatec hinsichtlich des Schutzgutes Tie-

re, Pflanzen und biologische Vielfalt im 
weiteren Planverfahren die artenschutz-
rechtlichen Belange nach § 44 des Bun-
desnaturschutzgesetzes (Maßnahmen zur 
Minderung/Ausgleich) schlüssig nachzu-
weisen seien. Es sei sicherzustellen, dass 
keine Verbotstatbestände erfüllt werden. 

 
Im Änderungsbereich der Firma Lixfeld sei 
hinsichtlich des Schutzgutes Boden die 
massive Abgrabung sowie der schutzwür-
dige Boden im nordwestlichen Geltungsbe-
reich nach Einschätzung der Fachbehörde 
nicht hinreichend bewertet. Im weiteren 
Verfahren sei dieses Schutzgut auch hin-
sichtlich der Ausgleichsermittlung stärker 
zu berücksichtigen. Dem Schutzgut Land-
schaft sollte durch eine wesentlich breitere, 
westliche Abgrenzung aus Gehöl-
zen/Baumbestand stärker Rechnung ge-
tragen werden. Dadurch könne eine ange-
messene Eingrünung durch bereits vor-
handenen Baumbestand gewährleistet 
werden. Hier sollten entsprechende Fest-
setzungen erfolgen. Bezüglich des Schutz-
gutes Tiere, Pflanzen und biologische Viel-
falt sind im weiteren Verfahren die arten-
schutzrechtlichen Belange nach § 44 des 
Bundesnaturschutzgesetztes (Maßnahmen 
zur Minderung/Ausgleich) schlüssig nach-
zuweisen und sicherzustellen, so dass kei-
ne Verbotstatbestände erfüllt werden. Da-
bei sollte der Erhalt möglichst vieler Alt-
bäume (Höhlenbäume) das Ziel sein. Dem 
Erhalt bzw. der Schaffung natürlicher Quar-
tiere ist in jedem Fall der Vorzug gegen-
über dem Einsatz künstlicher Ersatzquar-
tiere zu geben. 

 
Sowohl durch die geplante Betriebserwei-
terung der Firma Lixfeld als auch durch die 
Waldumbaumaßnahme (WUM) werde ein 
großer Laubwaldbereich mit Anteilen an 
Altbäumen in Anspruch genommen, der im 
neu aufgestellten Flächennutzungsplan als 
Wald dargestellt ist. Damit der verbleiben-
de Waldbereich künftig nach über eine 
substantiell ausreichende Größe und öko-
logische Funktion sowie einen entspre-
chenden Zuschnitt verfüge, sollte die nörd-
liche Baugrenze mindestens bis auf die 
Verlängerung des bestehenden Bö-
schungsverlaufs zurückgenommen wer-
den. Städtebaulich würde dann eine Be-
bauungslinie am nördlichen Rand des Ge-
werbegebietes entstehen, die das Gebiet 
sinnvoll abschließe. Diese Abgrenzung 
sollte auch im Flächennutzungsplan be-
rücksichtigt werden. 

 
Der Fachdienst Naturschutz und Land-
schaftspflege merkt abschließend an, dass 
der erforderliche Waldausgleich bzw. die 
erforderlichen artenschutzrechtlichen Maß-
nahmen für beide Änderungsbereiche nicht 
auf Offenlandflächen (insbesondere Grün-
land) erfolgen sollen, da Lüdenscheid be-
reits über einen hohen Bewaldungsanteil 
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verfüge und die verbliebenen Offenlandbe-
reiche häufig einen hohen ökologischen 
Wert besäßen. 

 
Die Nutzung erneuerbarer Energien sollte 
im weiteren Verfahren Berücksichtigung 
finden. 
 
Ferner sollen die im Umweltbericht bzw. 
die im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
beschriebenen Maßnahmen im Rahmen 
der erforderlichen zeitlichen Abfolge si-
chergestellt und durchgeführt werden. Die 
Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen sei 
durch ein entsprechendes Monitoring zu 
überprüfen. Die landschaftsrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen sind bis zur 
Rechtskraft der Bebauungsplanänderung 
rechtlich abzusichern. 
 
Der Fachdienst Bodenschutz bittet darum, 
für die Betriebserweiterung der Firma 
Lixfeld folgende Hinweise aufzunehmen: 
Bei Abbruch-/Baumaßnahmen anfallende 
Abfälle sind zu trennen und ordnungsge-
mäß zu entsorgen. Abfälle zur Beseitigung 
sind auf eine dafür zugelassene Abfallent-
sorgungsanlage im Märkischen Kreis zu 
verbringen. Auf die Überlassungspflicht 
von Abfällen nach dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz und den Anschluss und Be-
nutzungszwang nach der Satzung über die 
Abfallwirtschaft im Märkischen Kreis in der 
derzeit gültigen Fassung wird hingewiesen. 
Sollte es sich um gefährliche Abfälle han-
deln, so empfiehlt sich vor der Entsorgung 
eine telefonische Anfrage bei der Unteren 
Abfallwirtschaftsbehörde (02351/966-
6391). 

 
Stellungnahme: 
Das Büro Ökoplan aus Essen hat eine 
Umweltprüfung und einen Umweltbericht 
sowie einen artenschutzrechtlichen Fach-
beitrag (Stufe 1 und 2) erarbeitet. In dem 
Umweltbericht wurde neben einer Be-
standsaufnahme eine Prognose über die 
Entwicklung des Umweltzustandes bei ei-
ner Durchführung der Planung bezogen auf 
die Schutzgüter Mensch, Tiere und Pflan-
zen, Boden, Wasser, Luft, Klima, Wald, 
biologische Vielfalt, Landschaft, Kultur- und 
Sachgüter abgegeben. Ferner wurden ge-
eignete Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum Ausgleich der voraus-
sichtlichen erheblichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen durch die Planung ermit-
telt. In dem artenschutzrechtlichen Fach-
beitrag wurden die möglichen Auswirkun-
gen der Planung auf die planungsrelevan-
ten Tierarten ermittelt. Es wurden dort die 
erforderlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen zum Artenschutz be-
nannt. Auf einer südlich der Straße Im 
Wiesental gelegenen, etwa 33 mal 300 m 
großen Teilfläche wurde im Mai 2016 als 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-
Maßnahme) ein arten- und strukturreicher 

Waldmantel angelegt. Dazu wurden die 
vorhandenen Fichten und Douglasien so-
wie ein Großteil der Pioniergehölze entfernt 
und durch die Anpflanzung von Früchte 
tragenden Gehölzen wie Haselnuss, Weiß-
dorn, Schlehe, Vogelbeere, Faulbaum, Ho-
lunder, Vogelkirsche, Eberesche, Berg-
ahorn, Waldrebe und Hundrose ersetzt. 
Dadurch kann sich dort ein gestufter 
Waldmantel mit einem hohen Nahrungsan-
gebot und guten Deckungsmöglichkeiten 
für die Haselmaus entwickeln. Insbesonde-
re in den Randbereichen sind bereits eini-
ge für die Haselmaus geeignete Gehölz-
strukturen vorhanden (beispielsweise Ha-
selsträucher), die die geplante vorgezoge-
ne Ausgleichsmaßnahme sinnvoll ergän-
zen. Zur Erhöhung des Angebotes an ge-
eigneten Tagesverstecken für die Hasel-
maus wurden auf der Maßnahmenfläche 
zusätzlich Haselmauskästen installiert. 
Ferner wurden vier Totholz- und Reisig-
haufen mit hohem Anteil an Laubstreu als 
Überwinterungshabitat angelegt. Um die 
Wirksamkeit der Maßnahme zu überprüfen 
und Aussagen zur Entwicklungsdauer der 
Maßnahme und Bestandsentwicklung der 
Haselmaus auf der Maßnahmenfläche tref-
fen zu können, wird von einem Fachbiolo-
gen in den Jahren 2016 bis 2018 ein drei-
jähriges Monitoring durchgeführt. Hierzu 
werden die installierten Haselmauskästen 
viermal jährlich auf einen Haselmausbe-
satz kontrolliert. Das Büro Ökoplan wurde 
für dieses Monitoring bereits beauftragt. 
Zur Schaffung geeigneter Quartiermöglich-
keiten werden für die Fledermäuse in der 
vorgesehenen Maßnahmenfläche an ge-
eigneter Stelle zusätzlich Fledermauskäs-
ten installiert. 

 
Die von der Unteren Landschaftsbehörde 
im frühzeitigen Beteiligungsverfahren vor-
getragenen Anregungen hinsichtlich der 
Berücksichtigung des schutzwürdigen Bo-
dens, des Schutzgutes Landschaft und der 
Berücksichtigung der artenschutzrechtli-
chen Belange wurden dem Fachbüro Öko-
plan mitgeteilt. Das Büro Ökoplan hat da-
raufhin die Anregungen in der Untersu-
chung berücksichtigt und die ergänzenden 
Ergebnisse in den Umweltbericht und in 
den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
eingearbeitet. 

 
Die Stadt Lüdenscheid kann der Anregung 
der Unteren Landschaftsbehörde auf eine 
Zurücknahme der nördlichen Baugrenze 
nicht folgen, da die Firma Lixfeld für die 
vorgesehenen neuen Gewerbehallen die in 
der Planung ausgewiesene überbaubare 
Grundstücksfläche zwingend benötigt und 
sich dadurch die Lage der nördlichen Bau-
grenze ergibt. Diese Baufläche ist bereits 
ohne potenzielle Reserveflächen geplant, 
so das eine Verringerung der überbauba-
ren Grundstücksfläche die Erweiterungs-
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planung der Firma Lixfeld in Frage stellen 
würde. 

 
Entlang der Straßen Hoher Hagen und 
Gielster Stück wird die geplante Betriebs-
erweiterungsfläche durch eine Fläche nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB umrahmt. Ziel 
der geplanten Anpflanzungsfläche, die im 
Wesentlichen aus Sträuchern bestehen 
soll, ist eine gestalterische Eingrünung des 
Betriebsgrundstückes zur Straße. Zwei 
vorhandene Höhlenbäume können dadurch 
als Fledermausquartier erhalten bleiben. 
Zusätzlich wird dort ein Zufahrtsverbot 
festgesetzt, um eine Unterbrechung der 
zusammenhängenden Eingrünung durch 
Grundstückszufahrten zu unterbinden. In 
Verbindung mit dem anschließenden Wald 
ist das neue Betriebsgrundstück somit 
nach allen Seiten baugestalterisch zu-
sammenhängend eingegrünt. 

 
Die Stadt Lüdenscheid hat die Kompensa-
tionsflächen für den erforderlichen Wald-
ausgleich bzw. die erforderlichen arten-
schutzrechtlichen Maßnahmen mit der 
Forstbehörde und mit der Unteren Land-
schaftsbehörde im Planverfahren fachlich 
abgestimmt. Dabei konnten im Stadtgebiet 
Ausgleichsflächen gefunden werden, die 
sich auf die bestehenden ökologisch wert-
vollen Offenlandflächen nicht negativ aus-
wirken. Es handelt sich um Flächen, auf 
denen eine ökologische Aufwertung mög-
lich ist. 

 
Die Stadt Lüdenscheid steht der Nutzung 
erneuerbarer Energien grundsätzlich posi-
tiv gegenüber. Die Stadt Lüdenscheid wird 
die Firma Lixfeld und auch die Firme Me-
gatec im Rahmen der geplanten Betriebs-
erweiterungen hinsichtlich der Nutzung er-
neuerbarer Energien beraten. Auf eine 
Festsetzung in den beiden Bebauungs-
planänderungen wird allerdings verzichtet. 

 
Die Durchführung und Erhaltung der land-
schaftsrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
wurden vor dem Satzungsbeschluss durch 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen 
der Firma Lixfeld und der Stadt Lüden-
scheid öffentlich-rechtlich gesichert. 

 
Der Hinweis des Fachdienstes Boden-
schutz wurde bereits zur öffentlichen Aus-
legung des Planentwurfes in den Begrün-
dungstext des Bebauungsplanes aufge-
nommen. Der Anregung wurde somit ge-
folgt. 

 
Den Anregungen und Hinweisen des Mär-
kischen Kreises kann aus den geschilder-
ten Gründen nur teilweise gefolgt werden. 

 
3. LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstel-

le Olpe, Schreiben vom 04.01.2016: 
Die Fachbehörde macht darauf aufmerk-
sam, dass angrenzend an die südwestliche 

Planungsfläche ein in die Denkmalliste 
eingetragenes Bodendenkmal – Grenzwall 
(Landwehr) zwischen Gelstern und 
Schnarüm – liegt. Das Bodendenkmal darf 
nicht durch die geplante Baumaßnahme 
der Firma Lixfeld beeinträchtigt oder ver-
ändert werden. Innerhalb des Geltungsbe-
reiches der Bebauungsplanänderung wer-
den hingegen keine bodendenkmalpflege-
rischen Belange berührt. 

 
Der LWL weist jedoch darauf hin, dass we-
gen der gegebenen Situation bei Erdarbei-
ten jeglicher Art bisher nicht bekannte Bo-
dendenkmäler neu entdeckt werden könn-
ten. Deshalb wird aus bodendenkmalpfle-
gerischer Sicht um die Aufnahme eines 
entsprechenden Hinweises für Betroffene 
in den Bebauungsplan gebeten. 
 
Stellungnahme: 
Den Anregungen des LWL wird gefolgt. Ein 
entsprechender Hinweis wurde in die Be-
gründung zum Bebauungsplan aufgenom-
men. 

 
4. Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-

Westfalen, Schreiben vom 25.01.2016 und 
vom 17.08.2016: 
Die Forstbehörde macht in ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf der Bebauungs-
planänderung grundsätzliche Bedenken 
geltend, da Wald in einer Größenordnung 
von 2,3 ha betroffen ist. Falls jedoch für die 
Stadt Lüdenscheid die dringende Notwen-
digkeit bestehe, auf diese Waldflächen zu-
rückgreifen zu müssen und alternativen zur 
Gewerbe- und Industriegebietsausweisung 
fehlten, müssten aus forstlicher Sicht ge-
eignete und ausreichende Ersatz- und 
Ausgleichsaufforstungen mit heimischen 
Laubhölzern für die Wald- und Waldfunkti-
onsverluste in den angegebenen Größen-
ordnungen (für die 7. Änderung Lixfeld 3,6 
ha und für die 8. Änderung Megatec 0,9 
ha) erfolgen. 

 
In der Stellungnahme zur öffentlichen Aus-
legung des Planentwurfes vom 17.08.2016 
äußert die Forstbehörde gegen die 
Planänderung keine Bedenken, da die 
Waldverluste von 1,47 ha durch fachlich 
abgestimmte Ersatzaufforstungen und 
durch ökologische Aufwertungen ersetzt 
bzw. ausgeglichen werden. Die Ersatz- und 
Ausgleichsmaßnahmen seien bis zur 
Rechtskraft des Bebauungsplanes zu si-
chern. 
 
Stellungnahme: 
Aus Gründen der Standortsicherung der 
heimischen Unternehmen und der Arbeits-
platzerhaltung in der mittelständischen In-
dustrie ist die Stadt Lüdenscheid in der 
Abwägung der unterschiedlichen Belange 
(Ökologie/Freiraumschutz/Walderhaltung – 
Wirtschaft/Standortsicherung) im vorlie-
genden Fall dazu bereit, eine Teilfläche 
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des nördlichen Waldes für die Firma Lixfeld 
in gewerbliche Bauflächen umzuwidmen 
und eine Änderung des Bebauungsplanes 
vorzunehmen. Im Planaufstellungsverfah-
ren hat die Stadt Lüdenscheid gemeinsam 
mit der Forstbehörde im Stadtgebiet geeig-
nete Erstaufforstungsflächen ermittelt, auf 
denen der forstrechtliche Ausgleich erfol-
gen kann. In der Stellungnahme vom 
17.08.2016 weist die Forstbehörde auf die 
abgestimmten Flächen für forstliche Er-
satz- und Ausgleichsmaßnahme hin. Inso-
fern bestehen aus forstlicher Sicht keinerlei 
Bedenken gegen die 7. Bebauungsplanän-
derung. Die notwendigen Ersatzaufforstun-
gen und ökologischen Waldaufwertungen 
hat die Stadt Lüdenscheid durch einen 
städtebaulichen Vertrag mit der Firma 
Lixfeld (jeweils Flächeneigentümer) öffent-
lich-rechtlich sichergestellt. 

 
Den vorgetragenen Hinweisen und Anre-
gungen des Landesbetriebes Wald und 
Holz NRW kann somit gefolgt werden. 

 
 
II. Gemäß der §§ 2 und 5 des Baugesetzbu-

ches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) geändert wor-
den ist, wird die 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes und die dazugehörige Be-
gründung einschließlich des Umweltberichtes 
vom Rat der Stadt Lüdenscheid beschlos-
sen. 

 
 
III. Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 

wird am Tage nach der Bekanntmachung der 
Genehmigung durch die Bezirksregierung 
Arnsberg, die nach § 6 BauGB erforderlich 
ist, sowie unter der Angabe von Ort und Zeit 
der öffentlichen Einsichtnahme in dieser Be-
kanntmachung wirksam. 

 
 
B.: I. Zu den während der frühzeitigen Öffentlich-

keits- und Behördenbeteiligung nach § 4 
Abs. 1 BauGB und zu den während der öf-
fentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 7. 
Änderung abgegebenen Stellungnahmen, 
Anregungen und Hinweisen wird wie folgt 
Stellung genommen: 

 
1. Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung am 

16.03.2016: 
Im Rahmen der Bürgeranhörung wurden 
von den anwesenden Bürgern Fragen zum 
Planinhalt gestellt. Ein Bürger merkt an, 
dass im Wald, der für die Erweiterung der 
Firma Lixfeld umgewandelt werden soll, al-
te Eichen stehen würden und dort ge-
schützter Ilex vorhanden sei. Auch würde 
der dortige Waldboden die Funktion einer 
Regenrückhaltung besitzen. Des Weiteren 
wird darauf hingewiesen, dass im Bereich 

der geplanten Betriebserweiterung für die 
Firma Megatec eventuelle Munitionsreste 
im Waldboden vorhanden sein könnten. 

 
Stellungnahme: 
Aus Gründen der Standortsicherung der 
heimischen Unternehmen und der Arbeits-
platzerhaltung in der mittelständischen In-
dustrie ist die Stadt Lüdenscheid in der Ab-
wägung der unterschiedlichen Belange (Öko-
logie/Freiraumschutz/Walderhaltung – Wirt-
schaft/Standortsicherung) im vorliegenden 
Fall dazu bereit, zwei Waldflächen für Erwei-
terungsvorhaben der Firmen Lixfeld und Me-
gatec in gewerbliche Bauflächen umzuwid-
men und eine Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 737 „Römerweg“ vorzunehmen. 
 
Dabei handelt es sich nach dem Umweltbe-
richt um eine Inanspruchnahme von rund 0,5 
ha Eichen-Mischwald mittleren Alters für die 
Betriebserweiterung der Firma Megatec und 
um die Umwandlung von rund 1,8 ha Bu-
chen-Eichenwald und Eichen-Mischwald aus 
geringen bis mittleren Baumhölzern für die 
Erweiterung der Firma Lixfeld. Aus forst-
rechtlicher Sicht wurden diese Eingriffe in 
den Wald durch entsprechende Ersatz- und 
Ausgleichsaufforstungen ausgeglichen. 
 
Nach Auskunft des Stadtentwässerungsbe-
triebes Lüdenscheid verfügt der vorhandene 
Mischwasserkanal in der Straße Hoher Ha-
gen über eine ausreichende Kapazität, um 
das zusätzliche Niederschlagswasser der 
künftigen Dachflächen der geplanten Erwei-
terungshallen für die Firma Lixfeld aufneh-
men zu können. Insofern ist die Waldum-
wandlung (Verlust von Flächen für die Re-
genrückhaltung) aus Sicht der Nieder-
schlagswasserbeseitigung unproblematisch. 
 
Die Stadt Lüdenscheid hat den Hinweis auf 
Munitionsreste im Waldbereich, der für die 
Firma Megatec umgewidmet werden soll, 
geprüft. Dem Waldeigentümer ist über Muni-
tionsvorkommen oder Munitionsreste auf 
seinem Grundstück nichts bekannt. Nach ei-
ner Luftbildauswertung für Lüdenscheid 
durch die Bezirksregierung Arnsberg hat die 
Luftbildauswertung für die in Rede stehend 
Waldfläche neben dem Betriebsgrundstück 
Römerweg 25 keine Bombenabwürfe erken-
nen lassen. Das zuständige Ordnungsamt 
der Stadt Lüdenscheid hat daraufhin mit 
Ordnungsverfügung vom 16.06.2016 die 
Kampfmittelfreiheit des Grundstückes be-
scheinigt. 

 
Den Anregungen und Hinweisen der Bürger-
schaft kann teilweise gefolgt werden. 
 

2. Schreiben des Märkischen Kreises – Fach-
dienst Bauen und Planung vom 29.01.2016 
und vom 26.08.2016: 
Aus Sicht des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wird vorgetragen, dass für die 
Planänderung im Bereich der Firma Megatec 
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hinsichtlich des Schutzgutes Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt im weiteren Planver-
fahren die artenschutzrechtlichen Belange 
nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Maßnahmen zur Minderung/Ausgleich) 
schlüssig nachzuweisen seien. Es sei si-
cherzustellen, dass keine Verbotstatbestän-
de erfüllt werden. 

 
Im Änderungsbereich der Firma Lixfeld sei 
hinsichtlich des Schutzgutes Boden die mas-
sive Abgrabung sowie der schutzwürdige 
Boden im nordwestlichen Geltungsbereich 
nach Einschätzung der Fachbehörde nicht 
hinreichend bewertet. Im weiteren Verfahren 
sei dieses Schutzgut auch hinsichtlich der 
Ausgleichsermittlung stärker zu berücksichti-
gen. Dem Schutzgut Landschaft sollte durch 
eine wesentlich breitere, westliche Abgren-
zung aus Gehölzen/Baumbestand stärker 
Rechnung getragen werden. Dadurch könne 
eine angemessene Eingrünung durch bereits 
vorhandenen Baumbestand gewährleistet 
werden. Hier sollten entsprechende Festset-
zungen erfolgen. Bezüglich des Schutzgutes 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sind 
im weiteren Verfahren die artenschutzrechtli-
chen Belange nach § 44 des Bundesnatur-
schutzgesetztes (Maßnahmen zur Minde-
rung/Ausgleich) schlüssig nachzuweisen und 
sicherzustellen, so dass keine Verbotstatbe-
stände erfüllt werden. Dabei sollte der Erhalt 
möglichst vieler Altbäume (Höhlenbäume) 
das Ziel sein. Dem Erhalt bzw. der Schaffung 
natürlicher Quartiere ist in jedem Fall der 
Vorzug gegenüber dem Einsatz künstlicher 
Ersatzquartiere zu geben. 

 
Sowohl durch die geplante Betriebserweite-
rung der Firma Lixfeld als auch durch die 
Waldumbaumaßnahme (WUM) werde ein 
großer Laubwaldbereich mit Anteilen an Alt-
bäumen in Anspruch genommen, der im neu 
aufgestellten Flächennutzungsplan als Wald 
dargestellt ist. Damit der verbleibende Wald-
bereich künftig nach über eine substantiell 
ausreichende Größe und ökologische Funk-
tion sowie einen entsprechenden Zuschnitt 
verfüge, sollte die nördliche Baugrenze min-
destens bis auf die Verlängerung des beste-
henden Böschungsverlaufs zurückgenom-
men werden. Städtebaulich würde dann eine 
Bebauungslinie am nördlichen Rand des 
Gewerbegebietes entstehen, die das Gebiet 
sinnvoll abschließe. Diese Abgrenzung sollte 
auch im Flächennutzungsplan berücksichtigt 
werden. 

 
Der Fachdienst Naturschutz und Land-
schaftspflege merkt abschließend an, dass 
der erforderliche Waldausgleich bzw. die er-
forderlichen artenschutzrechtlichen Maß-
nahmen für beide Änderungsbereiche nicht 
auf Offenlandflächen (insbesondere Grün-
land) erfolgen sollen, da Lüdenscheid bereits 
über einen hohen Bewaldungsanteil verfüge 
und die verbliebenen Offenlandbereiche häu-
fig einen hohen ökologischen Wert besäßen. 

 
Die Nutzung erneuerbarer Energien sollte im 
weiteren Verfahren Berücksichtigung finden. 

 
Ferner sollen die im Umweltbericht bzw. die 
im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag be-
schriebenen Maßnahmen im Rahmen der er-
forderlichen zeitlichen Abfolge sichergestellt 
und durchgeführt werden. Die Wirksamkeit 
der CEF-Maßnahmen sei durch ein entspre-
chendes Monitoring zu überprüfen. Die land-
schaftsrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
sind bis zur Rechtskraft der Bebauungs-
planänderung rechtlich abzusichern. 

 
Der Fachdienst Bodenschutz bittet darum, 
für die Betriebserweiterung der Firma Lixfeld 
folgende Hinweise aufzunehmen: 
Bei Abbruch-/Baumaßnahmen anfallende 
Abfälle sind zu trennen und ordnungsgemäß 
zu entsorgen. Abfälle zur Beseitigung sind 
auf eine dafür zugelassene Abfallentsor-
gungsanlage im Märkischen Kreis zu ver-
bringen. Auf die Überlassungspflicht von Ab-
fällen nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
und den Anschluss und Benutzungszwang 
nach der Satzung über die Abfallwirtschaft im 
Märkischen Kreis in der derzeit gültigen Fas-
sung wird hingewiesen. Sollte es sich um ge-
fährliche Abfälle handeln, so empfiehlt sich 
vor der Entsorgung eine telefonische Anfrage 
bei der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde 
(02351/966-6391). 
 
Stellungnahme: 
Das Büro Ökoplan aus Essen hat eine Um-
weltprüfung und einen Umweltbericht sowie 
einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
(Stufe 1 und 2) erarbeitet. In dem Umweltbe-
richt wurde neben einer Bestandsaufnahme 
eine Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei einer Durchführung der 
Planung bezogen auf die Schutzgüter 
Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Was-
ser, Luft, Klima, Wald, biologische Vielfalt, 
Landschaft, Kultur- und Sachgüter abgege-
ben. Ferner wurden geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich der voraussichtlichen erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen durch die 
Planung ermittelt. In dem artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag wurden die möglichen 
Auswirkungen der Planung auf die planungs-
relevanten Tierarten ermittelt. Es wurden dort 
die erforderlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen zum Artenschutz be-
nannt. Auf einer südlich der Straße Im Wie-
sental gelegenen, etwa 33 mal 300 m großen 
Teilfläche wurde im Mai 2016 als vorgezoge-
ne Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) 
ein arten- und strukturreicher Waldmantel 
angelegt. Dazu wurden die vorhandenen 
Fichten und Douglasien sowie ein Großteil 
der Pioniergehölze entfernt und durch die 
Anpflanzung von Früchte tragenden Gehöl-
zen wie Haselnuss, Weißdorn, Schlehe, Vo-
gelbeere, Faulbaum, Holunder, Vogelkirsche, 
Eberesche, Bergahorn, Waldrebe und 
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Hundrose ersetzt. Dadurch kann sich dort ein 
gestufter Waldmantel mit einem hohen Nah-
rungsangebot und guten Deckungsmöglich-
keiten für die Haselmaus entwickeln. Insbe-
sondere in den Randbereichen sind bereits 
einige für die Haselmaus geeignete Gehölz-
strukturen vorhanden (beispielsweise Hasel-
sträucher), die die geplante vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahme sinnvoll ergänzen. Zur 
Erhöhung des Angebotes an geeigneten Ta-
gesverstecken für die Haselmaus wurden auf 
der Maßnahmenfläche zusätzlich Hasel-
mauskästen installiert. Ferner wurden vier 
Totholz- und Reisighaufen mit hohem Anteil 
an Laubstreu als Überwinterungshabitat an-
gelegt. Um die Wirksamkeit der Maßnahme 
zu überprüfen und Aussagen zur Entwick-
lungsdauer der Maßnahme und Bestands-
entwicklung der Haselmaus auf der Maß-
nahmenfläche treffen zu können, wird von 
einem Fachbiologen in den Jahren 2016 bis 
2018 ein dreijähriges Monitoring durchge-
führt. Hierzu werden die installierten Hasel-
mauskästen viermal jährlich auf einen Ha-
selmausbesatz kontrolliert. Das Büro Öko-
plan wurde für dieses Monitoring bereits be-
auftragt. Zur Schaffung geeigneter Quartier-
möglichkeiten werden für die Fledermäuse in 
der vorgesehenen Maßnahmenfläche an ge-
eigneter Stelle zusätzlich Fledermauskästen 
installiert. 

 
Die von der Unteren Landschaftsbehörde im 
frühzeitigen Beteiligungsverfahren vorgetra-
genen Anregungen hinsichtlich der Berück-
sichtigung des schutzwürdigen Bodens, des 
Schutzgutes Landschaft und der Berücksich-
tigung der artenschutzrechtlichen Belange 
wurden dem Fachbüro Ökoplan mitgeteilt. 
Das Büro Ökoplan hat daraufhin die Anre-
gungen in der Untersuchung berücksichtigt 
und die ergänzenden Ergebnisse in den 
Umweltbericht und in den artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag eingearbeitet. 
 
Die Stadt Lüdenscheid kann der Anregung 
der Unteren Landschaftsbehörde auf eine 
Zurücknahme der nördlichen Baugrenze 
nicht folgen, da die Firma Lixfeld für die vor-
gesehenen neuen Gewerbehallen die in der 
Planung ausgewiesene überbaubare Grund-
stücksfläche zwingend benötigt und sich 
dadurch die Lage der nördlichen Baugrenze 
ergibt. Diese Baufläche ist bereits ohne po-
tenzielle Reserveflächen geplant, so das ei-
ne Verringerung der überbaubaren Grund-
stücksfläche die Erweiterungsplanung der 
Firma Lixfeld in Frage stellen würde. 

 
Entlang der Straßen Hoher Hagen und Giels-
ter Stück wird die geplante Betriebserweite-
rungsfläche durch eine Fläche nach § 9 Abs. 
1 Nr. 25a BauGB umrahmt. Ziel der geplan-
ten Anpflanzungsfläche, die im Wesentlichen 
aus Sträuchern bestehen soll, ist eine gestal-
terische Eingrünung des Betriebsgrundstü-
ckes zur Straße. Zwei vorhandene Höhlen-
bäume können dadurch als Fledermausquar-

tier erhalten bleiben. Zusätzlich wird dort ein 
Zufahrtsverbot festgesetzt, um eine Unter-
brechung der zusammenhängenden Eingrü-
nung durch Grundstückszufahrten zu unter-
binden. In Verbindung mit dem anschließen-
den Wald ist das neue Betriebsgrundstück 
somit nach allen Seiten baugestalterisch zu-
sammenhängend eingegrünt. 
 
Die Stadt Lüdenscheid hat die Kompensati-
onsflächen für den erforderlichen Waldaus-
gleich bzw. die erforderlichen artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen mit der Forstbehör-
de und mit der Unteren Landschaftsbehörde 
im Planverfahren fachlich abgestimmt. Dabei 
konnten im Stadtgebiet Ausgleichsflächen 
gefunden werden, die sich auf die bestehen-
den ökologisch wertvollen Offenlandflächen 
nicht negativ auswirken. Es handelt sich um 
Flächen, auf denen eine ökologische Aufwer-
tung möglich ist. 
 
Die Stadt Lüdenscheid steht der Nutzung er-
neuerbarer Energien grundsätzlich positiv 
gegenüber. Die Stadt Lüdenscheid wird die 
Firma Lixfeld und auch die Firme Megatec im 
Rahmen der geplanten Betriebserweiterun-
gen hinsichtlich der Nutzung erneuerbarer 
Energien beraten. Auf eine Festsetzung in 
den beiden Bebauungsplanänderungen wird 
allerdings verzichtet. 
 
Die Durchführung und Erhaltung der land-
schaftsrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
wurden vor dem Satzungsbeschluss durch 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen der 
Firma Lixfeld und der Stadt Lüdenscheid öf-
fentlich-rechtlich gesichert. 
 
Der Hinweis des Fachdienstes Bodenschutz 
wurde bereits zur öffentlichen Auslegung des 
Planentwurfes in den Begründungstext des 
Bebauungsplanes aufgenommen. Der Anre-
gung wurde somit gefolgt. 
 
Den Anregungen und Hinweisen des Märki-
schen Kreises kann aus den geschilderten 
Gründen nur teilweise gefolgt werden. 

 
3. LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle 

Olpe, Schreiben vom 04.01.2016: 
Die Fachbehörde macht darauf aufmerksam, 
dass angrenzend an die südwestliche Pla-
nungsfläche ein in die Denkmalliste einge-
tragenes Bodendenkmal – Grenzwall (Land-
wehr) zwischen Gelstern und Schnarüm – 
liegt. Das Bodendenkmal darf nicht durch die 
geplante Baumaßnahme der Firma Lixfeld 
beeinträchtigt oder verändert werden. Inner-
halb des Geltungsbereiches der Bebauungs-
planänderung werden hingegen keine bo-
dendenkmalpflegerischen Belange berührt. 

 
Der LWL weist jedoch darauf hin, dass we-
gen der gegebenen Situation bei Erdarbeiten 
jeglicher Art bisher nicht bekannte Boden-
denkmäler neu entdeckt werden könnten. 
Deshalb wird aus bodendenkmalpflegeri-
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scher Sicht um die Aufnahme eines entspre-
chenden Hinweises für Betroffene in den Be-
bauungsplan gebeten. 

 
Stellungnahme: 
Den Anregungen des LWL wird gefolgt. Ein 
entsprechender Hinweis wurde in die Be-
gründung zum Bebauungsplan aufgenom-
men. 

 
4. Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-

Westfalen, Schreiben vom 25.01.2016 und 
vom 17.08.2016: 
Die Forstbehörde macht in ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf der Bebauungsplanän-
derung grundsätzliche Bedenken geltend, da 
Wald in einer Größenordnung von 2,3 ha be-
troffen ist. Falls jedoch für die Stadt Lüden-
scheid die dringende Notwendigkeit bestehe, 
auf diese Waldflächen zurückgreifen zu 
müssen und alternativen zur Gewerbe- und 
Industriegebietsausweisung fehlten, müssten 
aus forstlicher Sicht geeignete und ausrei-
chende Ersatz- und Ausgleichsaufforstungen 
mit heimischen Laubhölzern für die Wald- 
und Waldfunktionsverluste in den angegebe-
nen Größenordnungen (für die 7. Änderung 
Lixfeld 3,6 ha und für die 8. Änderung Mega-
tec 0,9 ha) erfolgen. 

 
In der Stellungnahme zur öffentlichen Ausle-
gung des Planentwurfes vom 17.08.2016 
äußert die Forstbehörde gegen die Planän-
derung keine Bedenken, da die Waldverluste 
von 1,47 ha durch fachlich abgestimmte Er-
satzaufforstungen und durch ökologische 
Aufwertungen ersetzt bzw. ausgeglichen 
werden. Die Ersatz- und Ausgleichsmaß-
nahmen seien bis zur Rechtskraft des Be-
bauungsplanes zu sichern. 
 
Stellungnahme: 
Aus Gründen der Standortsicherung der 
heimischen Unternehmen und der Arbeits-
platzerhaltung in der mittelständischen In-
dustrie ist die Stadt Lüdenscheid in der Ab-
wägung der unterschiedlichen Belange (Öko-
logie/Freiraumschutz/Walderhaltung – Wirt-
schaft/Standortsicherung) im vorliegenden 
Fall dazu bereit, eine Teilfläche des nördli-
chen Waldes für die Firma Lixfeld in gewerb-
liche Bauflächen umzuwidmen und eine Än-
derung des Bebauungsplanes vorzunehmen. 
Im Planaufstellungsverfahren hat die Stadt 
Lüdenscheid gemeinsam mit der Forstbe-
hörde im Stadtgebiet geeignete Erstauffors-
tungsflächen ermittelt, auf denen der forst-
rechtliche Ausgleich erfolgen kann. In der 
Stellungnahme vom 17.08.2016 weist die 
Forstbehörde auf die abgestimmten Flächen 
für forstliche Ersatz- und Ausgleichsmaß-
nahme hin. Insofern bestehen aus forstlicher 
Sicht keinerlei Bedenken gegen die 7. Be-
bauungsplanänderung. Die notwendigen Er-
satzaufforstungen und ökologischen Wald-
aufwertungen hat die Stadt Lüdenscheid 
durch einen städtebaulichen Vertrag mit der 

Firma Lixfeld (jeweils Flächeneigentümer) öf-
fentlich-rechtlich sichergestellt. 

 
Den vorgetragenen Hinweisen und Anregun-
gen des Landesbetriebes Wald und Holz 
NRW kann somit gefolgt werden. 

 
II. Gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) geändert wor-
den ist, sowie der §§ 7 und 41 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetz-
tes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), wird 
der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 7. 
Änderung vom Rat der Stadt Lüdenscheid 
als Satzung und die dazugehörige Begrün-
dung einschließlich des Umweltberichtes be-
schlossen. 

 
III. Der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 7. 

Änderung wird nach erfolgter Genehmigung 
der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes 
am Tage nach der Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses des Rates der Stadt 
Lüdenscheid sowie von Ort und Zeit öffentli-
chen Einsichtnahme rechtsverbindlich. 

 
Die Erteilung der Genehmigung der Bezirksregie-
rung Arnsberg vom 13. Februar 2017 (Aktenzeichen 
35.2.1-1.4-MK-7/16) zur 3. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird hiermit ortsüblich öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie 
der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 7. Ände-
rung liegen mit Begründung einschließlich Umwelt-
bericht sowie der zusammenfassenden Erklärung 
ab dem Tage der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung im Zimmer 535 des Rathauses der Stadt 
Lüdenscheid, Rathausplatz 2, während der Dienst-
stunden der Stadtverwaltung zu jedermanns Ein-
sicht öffentlich aus. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB 

Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für 
nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 

Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
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und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der 3. Änderung des Flächennut-
zungsplans oder des Bebauungsplanes Nr. 737 
„Römerweg“, 7. Änderung schriftlich gegenüber der 
Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, 58507 Lüden-
scheid unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Flächennutzungsplanänderung sowie dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche 
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Lüdenscheid, 02.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 

 
 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 737 
„Römerweg“, 8. Änderung 

 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner Sitzung 
am 06.02.2017 Folgendes beschlossen: 
 
I. Zu den während der frühzeitigen Öffentlich-

keits- und Behördenbeteiligung nach § 4 

Abs. 1 BauGB und zu den während der öf-
fentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
zum Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 8. 
Änderung abgegebenen Stellungnahmen, 
Anregungen und Hinweisen wird wie folgt 
Stellung genommen: 

 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung am 
16.03.2016: 

 
Im Rahmen der Bürgeranhörung wurden von 
den anwesenden Bürgern Fragen zum Plan-
inhalt gestellt. Ein Bürger merkt an, dass im 
Wald, der für die Erweiterung der Firma 
Lixfeld umgewandelt werden soll, alte Eichen 
stehen würden und dort geschützter Ilex vor-
handen sei. Auch würde der dortige Waldbo-
den die Funktion einer Regenrückhaltung 
besitzen. Des Weiteren wird darauf hinge-
wiesen, dass im Bereich der geplanten Be-
triebserweiterung für die Firma Megatec 
eventuelle Munitionsreste im Waldboden 
vorhanden sein könnten. 

 
Stellungnahme: 

 
Aus Gründen der Standortsicherung der 
heimischen Unternehmen und der Arbeits-
platzerhaltung in der mittelständischen In-
dustrie ist die Stadt Lüdenscheid in der Ab-
wägung der unterschiedlichen Belange (Öko-
logie/Freiraumschutz/Walderhaltung – Wirt-
schaft/Standortsicherung) im vorliegenden 
Fall dazu bereit, zwei Waldflächen für Erwei-
terungsvorhaben der Firmen Lixfeld und Me-
gatec in gewerbliche Bauflächen umzuwid-
men und eine Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 737 „Römerweg“ vorzunehmen. 

 
Dabei handelt es sich nach dem Umweltbe-
richt um eine Inanspruchnahme von rund 0,5 
ha Eichen-Mischwald mittleren Alters für die 
Betriebserweiterung der Firma Megatec und 
um die Umwandlung von rund 1,8 ha Bu-
chen-Eichenwald und Eichen-Mischwald aus 
geringen bis mittleren Baumhölzern für die 
Erweiterung der Firma Lixfeld. Aus forst-
rechtlicher Sicht wurden diese Eingriffe in 
den Wald durch entsprechende Ersatz- und 
Ausgleichsaufforstungen ausgeglichen. 

 
Nach Auskunft des Stadtentwässerungsbe-
triebes Lüdenscheid verfügt der vorhandene 
Mischwasserkanal in der Straße Hoher Ha-
gen über eine ausreichende Kapazität, um 
das zusätzliche Niederschlagswasser der 
künftigen Dachflächen der geplanten Erwei-
terungshallen für die Firma Lixfeld aufneh-
men zu können. Insofern ist die Waldum-
wandlung (Verlust von Flächen für die Re-
genrückhaltung) aus Sicht der Nieder-
schlagswasserbeseitigung unproblematisch. 

 
Die Stadt Lüdenscheid hat den Hinweis auf 
Munitionsreste im Waldbereich, der für die 
Firma Megatec umgewidmet werden soll, 
geprüft. Dem Waldeigentümer ist über Muni-
tionsvorkommen oder Munitionsreste auf 
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seinem Grundstück nichts bekannt. Eine 
Luftbildauswertung für Lüdenscheid durch 
den Kampfmittelräumdienst der Bezirksregie-
rung Arnsberg hat für die in Rede stehend 
Waldfläche neben dem Betriebsgrundstück 
Römerweg 25 keine Bombenabwürfe erken-
nen lassen. Das zuständige Ordnungsamt 
der Stadt Lüdenscheid hat daraufhin mit 
Ordnungsverfügung vom 16.06.2016 die 
Kampfmittelfreiheit des Grundstückes be-
scheinigt. 

 
Den Anregungen und Hinweisen der Bürger-
schaft kann teilweise gefolgt werden. 

 
Schreiben des Märkischen Kreises – Fach-
dienst Bauen und Planung vom 29.01.2016 
und vom 26.08.2016 

 
Aus Sicht des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege wird vorgetragen, dass für die 
Planänderung im Bereich der Firma Megatec 
hinsichtlich des Schutzgutes Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt im weiteren Planver-
fahren die artenschutzrechtlichen Belange 
nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(Maßnahmen zur Minderung/Ausgleich) 
schlüssig nachzuweisen seien. Es sei si-
cherzustellen, dass keine Verbotstatbestän-
de erfüllt werden. 

 
Der Fachdienst Naturschutz und Land-
schaftspflege merkt abschließend an, dass 
im Allgemeinen der erforderliche Waldaus-
gleich bzw. die erforderlichen artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen nicht auf Offenland-
flächen (insbesondere Grünland) erfolgen 
solle, da Lüdenscheid bereits über einen ho-
hen Bewaldungsanteil verfüge und die ver-
bliebenen Offenlandbereiche häufig einen 
hohen ökologischen Wert besäßen. 

 
Die Nutzung erneuerbarer Energien sollte im 
weiteren Verfahren Berücksichtigung finden. 

 
Die im Umweltbericht bzw. im artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrag beschriebenen Maß-
nahmen sind nach Ansicht der Unteren 
Landschaftsbehörde im Rahmen der erfor-
derlichen zeitlichen Abfolge sicherzustellen 
und durchzuführen. Die Wirksamkeit der 
CEF-Maßnahmen sei durch ein entspre-
chendes Monitoring zu überprüfen. Die land-
schaftsrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
seien bis zur Rechtskraft der Bebauungs-
planänderung rechtlich abzusichern. 

 
Stellungnahme: 

 
Das Büro Ökoplan aus Essen hat eine Um-
weltprüfung und einen Umweltbericht sowie 
einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
(Stufe 1 und 2) erarbeitet. In dem Umweltbe-
richt wurde neben einer Bestandsaufnahme 
eine Prognose über die Entwicklung des 
Umweltzustandes bei einer Durchführung der 
Planung bezogen auf die Schutzgüter 
Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Was-

ser, Luft, Klima, Wald, biologische Vielfalt, 
Landschaft, Kultur- und Sachgüter abgege-
ben. Ferner wurden geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich der voraussichtlichen erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen durch die 
Planung ermittelt. In dem artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag wurden die möglichen 
Auswirkungen der Planung auf die planungs-
relevanten Tierarten ermittelt. Es wurden dort 
die erforderlichen Vermeidungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen zum Artenschutz be-
nannt. Auf einer südlich der Straße Im Wie-
sental gelegenen, etwa 33 mal 300 m großen 
Teilfläche wurde im Mai 2016 als vorgezoge-
ne Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme) 
ein arten- und strukturreicher Waldmantel 
angelegt. Dazu wurden die vorhandenen 
Fichten und Douglasien sowie ein Großteil 
der Pioniergehölze entfernt und durch die 
Anpflanzung von Früchte tragenden Gehöl-
zen wie Haselnuss, Weißdorn, Schlehe, Vo-
gelbeere, Faulbaum, Holunder, Vogelkirsche, 
Eberesche, Bergahorn, Waldrebe und 
Hundrose ersetzt. Dadurch kann sich dort ein 
gestufter Waldmantel mit einem hohen Nah-
rungsangebot und guten Deckungsmöglich-
keiten für die Haselmaus entwickeln. Insbe-
sondere in den Randbereichen sind bereits 
einige für die Haselmaus geeignete Gehölz-
strukturen vorhanden (beispielsweise Hasel-
sträucher), die die geplante vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahme sinnvoll ergänzen. Zur 
Erhöhung des Angebotes an geeigneten Ta-
gesverstecken für die Haselmaus wurden auf 
der Maßnahmenfläche zusätzlich Hasel-
mauskästen installiert. Ferner wurden vier 
Totholz- und Reisighaufen mit hohem Anteil 
an Laubstreu als Überwinterungshabitat an-
gelegt. Um die Wirksamkeit der Maßnahme 
zu überprüfen und Aussagen zur Entwick-
lungsdauer der Maßnahme und Bestands-
entwicklung der Haselmaus auf der Maß-
nahmenfläche treffen zu können, wird von 
einem Fachbiologen in den Jahren 2016 bis 
2018 ein dreijähriges Monitoring durchge-
führt. Hierzu werden die installierten Hasel-
mauskästen viermal jährlich auf einen Ha-
selmausbesatz kontrolliert. Das Büro Öko-
plan wurde für dieses Monitoring bereits be-
auftragt. Zur Schaffung geeigneter Quartier-
möglichkeiten werden für die Fledermäuse in 
der vorgesehenen Maßnahmenfläche an ge-
eigneter Stelle zusätzlich Fledermauskästen 
installiert. 

 
Die Stadt Lüdenscheid hat die Kompensati-
onsflächen für den erforderlichen Waldaus-
gleich bzw. die erforderlichen artenschutz-
rechtlichen Maßnahmen mit der Forstbehör-
de und mit der Unteren Landschaftsbehörde 
im Planverfahren fachlich abgestimmt. Dabei 
konnten im Stadtgebiet Ausgleichsflächen 
gefunden werden, die sich auf die bestehen-
den ökologisch wertvollen Offenlandflächen 
nicht negativ auswirken. Es handelt sich um 
Flächen, auf denen eine ökologische Aufwer-
tung möglich ist. 
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Die Stadt Lüdenscheid steht der Nutzung er-
neuerbarer Energien grundsätzlich positiv 
gegenüber. Die Stadt Lüdenscheid wird die 
Firma Lixfeld und auch die Firme Megatec im 
Rahmen der geplanten Betriebserweiterun-
gen hinsichtlich der Nutzung erneuerbarer 
Energien beraten. Auf eine Festsetzung in 
den beiden Bebauungsplanänderungen wird 
allerdings verzichtet. 

 
Die Durchführung und Erhaltung der land-
schaftsrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen 
wurden vor dem Satzungsbeschluss durch 
einen städtebaulichen Vertrag zwischen der 
Firma MEGATEC und der Stadt Lüdenscheid 
öffentlich-rechtlich gesichert. 

 
Den Anregungen und Hinweisen des Märki-
schen Kreises kann größtenteils gefolgt wer-
den. 

 
Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen, Schreiben vom 25.01.2016 und 
vom 17.08.2016: 

 
Die Forstbehörde macht in ihrer Stellung-
nahme zum Entwurf der Bebauungsplanän-
derung grundsätzliche Bedenken geltend, da 
Wald in einer Größenordnung von 2,3 ha be-
troffen ist. Falls jedoch für die Stadt Lüden-
scheid die dringende Notwendigkeit bestehe, 
auf diese Waldflächen zurückgreifen zu 
müssen und Alternativen zur Gewerbe- und 
Industriegebietsausweisung fehlten, müssten 
aus forstlicher Sicht geeignete und ausrei-
chende Ersatz- und Ausgleichsaufforstungen 
mit heimischen Laubhölzern für die Wald- 
und Waldfunktionsverluste in den angegebe-
nen Größenordnungen (für die 7. Änderung 
Lixfeld 3,6 ha und für die 8. Änderung Mega-
tec 0,9 ha) erfolgen. 

 
In ihrer zweiten fachlichen Stellungnahme im 
Rahmen der Offenlage des Bebauungsplan-
Entwurfes bestehen aus forstlicher Sicht kei-
ne Bedenken gegen die 8. Planänderung, da 
die Waldverluste von 0,48 ha zu 50 % (0,24 
ha) durch abgestimmte Erstaufforstung mit 
heimischen Laubhölzern und zu 50 % (1,07 
ha) durch abgestimmte ökologische Aufwer-
tung einer Nadelwaldfläche mit heimischen 
Laubhölzern ausgeglichen werden. Die Er-
satz- und Ausgleichsmaßnahmen seien bis 
zur Rechtskraft der Bebauungsplanänderung 
zu sichern. 

 
Stellungnahme: 

 
Aus Gründen der Standortsicherung der 
heimischen Unternehmen und der Arbeits-
platzerhaltung in der mittelständischen In-
dustrie ist die Stadt Lüdenscheid in der Ab-
wägung der unterschiedlichen Belange (Öko-
logie/Freiraumschutz/Walderhaltung – Wirt-
schaft/Standortsicherung) im vorliegenden 
Fall dazu bereit, die nördlich des Betriebs-
grundstückes anschließende Waldfläche auf 

der Parzelle 975 für die Firma MEGATEC in 
eine gewerbliche Baufläche umzuwidmen 
und eine Änderung des Bebauungsplanes 
vorzunehmen. Im Planaufstellungsverfahren 
hat die Stadt Lüdenscheid gemeinsam mit 
der Forstbehörde im Stadtgebiet geeignete 
Erstaufforstungsflächen ermittelt, auf denen 
der forstrechtliche Ausgleich erfolgen kann. 
In der Stellungnahme vom 17.08.2016 weist 
die Forstbehörde daher auf die abgestimm-
ten Flächen für forstliche Ersatz- und Aus-
gleichsmaßnahme hin. Insofern bestehen 
nunmehr aus forstlicher Sicht keinerlei Be-
denken gegen die 8. Bebauungsplanände-
rung. Die notwendigen Ersatzaufforstungen 
und ökologischen Waldaufwertungen hat die 
Stadt Lüdenscheid durch einen städtebauli-
chen Vertrag mit den Flächeneigentümern 
öffentlich-rechtlich sichergestellt. 

 
Den vorgetragenen Hinweisen und Anregun-
gen des Landesbetriebes Wald und Holz 
NRW kann somit gefolgt werden. 

 
II. Gemäß § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
20.10.2015 (BGBl. I S. 1722) geändert wor-
den ist, sowie der §§ 7 und 41 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetz-
tes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496), wird 
der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 8. 
Änderung vom Rat der Stadt Lüdenscheid 
als Satzung und die dazugehörige Begrün-
dung einschließlich des Umweltberichtes be-
schlossen. 

 
III. Der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 8. 

Änderung wird am Tage nach der Bekannt-
machung des Satzungsbeschlusses des Ra-
tes der Stadt Lüdenscheid sowie von Ort und 
Zeit öffentlichen Einsichtnahme rechtsver-
bindlich. 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ortsüblich öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 737 „Römerweg“, 8. Ände-
rung liegt mit seiner Begründung ab dem Tage nach 
der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Zimmer 535 des Rathauses der Stadt Lüdenscheid, 
Rathausplatz 2, während der Dienststunden der 
Stadtverwaltung zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus. Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebau-
ungsplanes Auskunft gegeben. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB 

Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für 
nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
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Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 

Unbeachtlich werden 

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, 

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung des Bebauungsplanes Nr. 737 „Rö-
merweg“, 8. Änderung schriftlich gegenüber der 
Stadt Lüdenscheid, Rathausplatz 2, 58507 Lüden-
scheid unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 
Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche 
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Lüdenscheid, 02.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik „Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 

 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Lüdenscheid 

 
Erteilung der Genehmigung der 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 538 „Kölner Straße - Ramsberg-
hang“, 3. Änderung  

 
Der Rat der Stadt Lüdenscheid hat in seiner Sitzung 
am 12.12.2016 Folgendes beschlossen: 
 
I. Zu den vorgebrachten Anregungen wird wie 

folgt Stellung genommen: 
 

Märkischer Kreis, Schreiben vom 15.08.2016 
und 18.06.2016 (offensichtlich Tippfehler, 
gemeint ist 18.11.2016) 
Hinsichtlich des Immissionsschutzes lägen 
keine Anregungen vor, sofern die in der 
schalltechnischen Untersuchung der Ingeni-
eurgesellschaft Brilon Bondzio Weiser emp-
fohlenen Schutzmaßnahmen berücksichtigt 
würden. 

 
Im Hinblick auf den Lärmschutz für die um-
gebende Wohnbebauung sei festzustellen, 
dass im Tageszeitraum durch die Verlage-
rung der Anlieferung an die Kölner Straße 
die Orientierungswerte der DIN 18005 ein-
gehalten würden. Kritisch sei die Lärmbelas-
tung in der Nachtzeit zu sehen. Hier komme 
es zum Teil zu deutlichen Überschreitungen 
der anzusetzenden Orientierungswerte an 
den Häusern Kölner Straße 107 und Luisen-
tal 22. Ausschlaggebend hierfür seien die 
Bewegungen der Einkaufswagen in und aus 
den Einkaufswagensammelboxen am Ein-
gang des Einkaufszentrums und der An- und 
Abfahrtsverkehr auf den Parklätzen nach 
22.00 Uhr. Es sei daher erforderlich, die Öff-
nungszeiten der geplanten Einzelhandelsge-
schäfte auf 21.00 Uhr zu begrenzen. Somit 
sei sichergestellt, dass die Nachtruhe ab 
22.00 Uhr eingehalten werden könne. 

 
Hinsichtlich des Landschaftsschutzes sei im 
weiteren Verfahren eine Umweltprüfung vor-
zunehmen, die Aussagen der Artenschutz-
prüfung berücksichtigt sowie Angaben zur 
naturschutzfachlichen Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung macht. Die vorgesehe-
nen Pflanzungen seien nach DIN 18920 und 
RAS LP 4 durchzuführen. Insbesondere 
Größe und Ausgestaltung der Pflanzgruben 
sei zu berücksichtigen. 

 
Die Durchführung der in Kapitel 5.1 des Ar-
tenschutzrechtlichen Fachbeitrages be-
schriebenen Schutz- und Vermeidungsmaß-
nahmen (Zeitraum der Baufeldräumung, 
Kontrolle vor dem Abriss, Vorgehen beim Ab-
riss etc.) sei im Verfahren rechtlich so zu si-
chern, dass Verbotstatbestände gem. § 44 



210 
 

BNatSchG wirksam vermieden werden könn-
ten. 

 
Die Kostenübernahme für die Ausgleichs-
maßnahme (ökologischer Ausgleich) sei 
rechtlich zu sichern. Die Zuordnung der 
Kompensationsfläche zum Bebauungsplan 
Nr. 538 sei in das Kompensationsflächenka-
taster des Märkischen Kreises einzutragen. 

 
Auf eine Beteiligung des Landschaftsbeirates 
wurde verzichtet. 

 
Stellungnahme 
Die empfohlenen Schallschutzmaßnahmen 
werden im Zuge des der Flächennutzungs-
planänderung nachfolgenden Bebauungs-
planverfahrens in einem den Bebauungsplan 
begleitenden städtebaulichen Vertrag be-
rücksichtigt werden. Der Vorentwurf des Be-
bauungsplanes wurde vor dem Entwurfs- 
und Auslegungsbeschluss geändert; das 
Lärmgutachten wurde entsprechend aktuali-
siert. Die nunmehr empfohlenen Maßnah-
men sind im Bebauungsplan nicht festset-
zungsfähig und werden daher in einem städ-
tebaulichen Vertrag geregelt. Demnach sind 
auch die Öffnungszeiten so zu gestalten, 
dass in der Nachtzeit zwischen 22.00 Uhr 
und 6.00 Uhr kein Kundenverkehr und kein 
An- oder Abfahrtverkehr durch das Personal 
auf der Stellplatzanlage des Lebensmittel-
vollsortimenters stattfindet. 
Eine Umweltprüfung, die auch die Aussagen 
der Artenschutzprüfung zum Gebäudeabriss 
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Stufe 1) 
zum Gebäudeabriss Kölner Straße 111 und 
119 in Lüdenscheid)  und Angaben zur na-
turschutzrechtlichen Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung macht, ist vorgenommen 
worden und im Umweltbericht ausführlich 
dokumentiert. Im der Flächennutzungs-
planänderung nachfolgenden Bebauungs-
planverfahren ist vorgesehen, die DIN 18920 
(Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen 
und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) 
sowie die RAS LP 4 (Richtlinien für die Anla-
ge von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Ab-
schnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetations-
beständen und Tieren bei Baumaßnahmen, 
Ausgabe 1999) bei den geplanten Pflanzun-
gen zu berücksichtigen. Der Grundstücksei-
gentümer und das von ihm beauftragte Archi-
tekturbüro wurden entsprechend unterrichtet. 

 
Die Gewerbehalle mit dem ehemaligen Fit-
nessstudio ist bereits abgerissen worden. 
Die Birken entlang des Fußweges sind be-
reits gefällt worden. Der Getränkemarkt wird 
derzeit noch betrieben. Aufgrund der bauli-
chen Struktur des Gebäudes und insbeson-
dere der Dachkonstruktion – ein Keller ist 
nicht vorhanden – sind Überwinterungsplätze 
für nach § 44 BNatSchG geschützte Arten 
nicht zu erwarten. Sollte der Abriss nicht in 
den Wintermonaten erfolgen, werden in Ab-
sprache mit dem Fachdienst Umweltschutz 
und Freiraum der Stadt Lüdenscheid seitens 

des Bauherren Maßnahmen zur Vermeidung 
einer möglichen Ansiedlung von geschützten 
Arten ergriffen. Eine rechtliche Sicherung 
wird somit nicht für erforderlich gehalten. 

 
Im Zuge des der Flächennutzungsplanände-
rung nachfolgenden Bebauungsplanverfah-
rens wird in einem den Bebauungsplan be-
gleitenden städtebaulichen Vertrag die Kos-
tenübernahme des Investors für die Aus-
gleichsmaßnahmen vereinbart werden. Eine 
Eintragung der Kompensationsfläche in das 
Kompensationsflächenkataster des Märki-
schen Kreises ist vorgesehen. Ein entspre-
chender Erfassungsbogen für das Aus-
gleichsflächenkataster wird bereits bearbei-
tet. 

 
 
II. Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. 
Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) wird die 5. 
Änderung des Flächennutzungsplanes und 
die Begründung einschließlich des Umwelt-
berichtes hierzu vom Rat der Stadt Lüden-
scheid beschlossen. 

 
 
III. Die 5. Flächennutzungsplanänderung wird 

nach dem Tage der Bekanntmachung der 
gemäß § 6 BauGB erforderlichen Genehmi-
gungserteilung der Bezirksregierung Arns-
berg sowie unter Angabe von Ort und Zeit 
der öffentlichen Einsichtnahme wirksam. 

 
Die Erteilung der Genehmigung der Bezirksregie-
rung Arnsberg vom 22. Februar 2017 (Aktenzeichen 
35.2.1-1.4-MK-1/17) zur 5. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wird hiermit ortsüblich öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes im Be-
reich des Bebauungsplanes Nr. 538 „Kölner Straße 
- Ramsberghang“, 3. Änderung liegt mit Begrün-
dung einschließlich Umweltbericht sowie der zu-
sammenfassenden Erklärung ab dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Zim-
mer 535 des Rathauses der Stadt Lüdenscheid, 
Rathausplatz 2, während der Dienststunden der 
Stadtverwaltung zu jedermanns Einsicht öffentlich 
aus. 
 
Hinweis gemäß § 44 BauGB 

Es wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 
und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. 
Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für 
nach §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 
Hinweis gemäß § 215 BauGB 

Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 

BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
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zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 
538 „Kölner Straße - Ramsberghang“, 3. Änderung 
schriftlich gegenüber der Stadt Lüdenscheid, Rat-
hausplatz 2, 58507 Lüdenscheid unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB be-
achtlich sind. 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Flächennutzungsplanänderung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche 
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan 
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Lüdenscheid, 02.03.2017 
 
Der Bürgermeister 
Dieter Dzewas 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & 
Bürger / Info & Service / Öffentliche Bekanntma-
chungen" eingesehen werden. 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Bundestagswahl am 24. September 2017 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

ÜBER DIE AUFFORDERUNG ZUR EINREICHUNG  
VON KREISWAHLVORSCHLÄGEN 

FÜR DIE WAHL ZUM  
19. DEUTSCHEN BUNDESTAG 

 

I. Kreiswahlleiter, Abgrenzung des Wahlkreises 

 

Die Bezirksregierung Arnsberg hat mit Verfü-
gungen vom 27.10.2016 den unterzeichnen-
den Landrat des Kreises Olpe, Frank Be-
ckehoff, zum Kreiswahlleiter und Kreisdirektor 
Theo Melcher zum stellvertretenden Kreis-
wahlleiter für den Wahlkreis 149 Olpe – Märki-
scher Kreis I ernannt. 
Entsprechend der Anlage zum Bundeswahlge-
setz (BWG) vom 23.07.1993 (BGBl. I S. 1288, 
1594) in der zur Zeit geltenden Fassung um-
fasst der Wahlkreis 149 Olpe – Märkischer 
Kreis I das gesamte Gebiet des Kreises Olpe 
sowie vom Märkischen Kreis die Gemeinden 
Halver, Herscheid, Kierspe, Lüdenscheid, Mei-
nerzhagen und Schalksmühle. 

II Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahl-
vorschlägen 

 

 Gemäß § 32 Abs.1 Bundeswahlordnung 
(BWO) vom 19.04.2002 (BGBl. I S. 1376) 
in der zur Zeit geltenden Fassung 

 fordere ich hiermit auf,  
 Kreiswahlvorschläge zur Wahl des 19. 

Deutschen Bundestages für den Wahl-
kreis 149 Olpe – Märkischer Kreis I  

 bis spätestens 
Montag, 17. Juli 2017, 18.00 Uhr (Aus-
schlussfrist), 
beim Landrat des Kreises Olpe  
als Kreiswahlleiter des Wahlkreises 149 
Olpe – Märkischer Kreis I  
im Dienstgebäude des Kreises Olpe in 
57462 Olpe, Westfälische Str. 75, (Post-
anschrift: Postfach 1560, 57445 Olpe) 
einzureichen.  

Später eingehende Kreiswahlvorschläge 
können nicht mehr berücksichtigt werden. 
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III. Wahlvorschlagsberechtigte 

 
Kreiswahlvorschläge können von 
- Parteien und  
- nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 BWG von 
Wahlberechtigten  
eingereicht werden. 
 
Parteien, die im Deutschen Bundestag o-
der einem Landtag seit deren letzter Wahl 
nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge 
ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-
ordneten vertreten waren, können als sol-
che einen Wahlvorschlag nur einreichen, 
wenn sie spätestens am 
Montag,  dem 19. Juni 2017, 18.00 Uhr 
dem Bundeswahlleiter, Statistisches 
Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring 
11, 65189 Wiesbaden, (Postanschrift:  
65180 Wiesbaden),  

ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt ha-
ben und der Bundeswahlausschuss ihre 
Parteieneigenschaft festgestellt hat. 
In der Anzeige ist anzugeben, unter wel-
chem Namen sich die Partei an der Wahl 
beteiligen will. Die Anzeige muss von min-
destens drei Mitgliedern des Bundesvor-
standes, darunter dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Par-
tei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor-
stand der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion an die Stelle des Bundesvorstandes. 
Die schriftliche Satzung und das schriftli-
che Programm der Partei sowie ein Nach-
weis über die satzungsgemäße Bestellung 
des Vorstandes sind der Anzeige beizufü-
gen. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass 
die Anzeige gemäß § 18 Abs. 2 BWG nicht 
die Verpflichtung zur Übersendung der Un-
terlagen gemäß § 6 Abs. 3 Parteiengesetz 
ersetzt, also unabhängig von diesen Mittei-
lungen geboten ist. 

 
 

IV: Bestimmungen über Inhalt und Form der 
Wahlvorschläge, Zahl der in bestimmten Fäl-
len beizubringenden Unterschriften und 
Nachweise sowie die mit den Wahlvorschlä-
gen vorzulegenden Erklärungen, Nieder-
schriften und Versicherungen: 

 
Auszug aus dem Bundeswahlgesetz: 
 
§ 20 - Inhalt und Form der Kreiswahlvor-
schläge 
  
(1) Der Kreiswahlvorschlag darf nur den 

Namen eines Bewerbers enthalten. 
Jeder Bewerber kann nur in einem 
Wahlkreis und hier nur in einem 
Kreiswahlvorschlag benannt werden. 
Als Bewerber kann nur vorgeschlagen 
werden, wer seine Zustimmung dazu 
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung 
ist unwiderruflich. 

 
(2) Kreiswahlvorschläge von Parteien 

müssen von dem Vorstand des Lan-
desverbandes oder, wenn Landesver-
bände nicht bestehen, von den Vor-
ständen der nächstniedrigen Gebiets-
verbände, in deren Bereich der Wahl-
kreis liegt, persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Kreiswahlvor-
schläge der in § 18 Abs. 2 genannten 
Parteien müssen außerdem von min-
destens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein; die 
Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung gegeben sein und 
ist bei Einreichung des Kreiswahlvor-
schlages nachzuweisen. Das Erfor-
dernis von 200 Unterschriften gilt nicht 
für Kreiswahlvorschläge von Parteien 
nationaler Minderheiten. 

 
(3) Andere Kreiswahlvorschläge müssen 

von mindestes 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Absatz 2 
Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entspre-
chend. 

 
(4) Kreiswahlvorschläge von Parteien 

müssen den Namen der einreichenden 
Partei und, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch diese, an-
dere Kreiswahlvorschläge ein Kenn-
wort enthalten. 

 
§ 21 - Aufstellung von Parteibewerbern 

  
(1) Als Bewerber einer Partei kann in ei-

nem Kreiswahlvorschlag nur benannt 
werden, wer nicht Mitglied einer ande-
ren Partei ist und in einer Mitglieder-
versammlung zur Wahl eines Wahl-
kreisbewerbers oder in einer besonde-
ren oder allgemeinen Vertretersamm-
lung hierzu gewählt worden ist. Mit-
gliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers ist eine Ver-
sammlung der im Zeitpunkt ihres Zu-
sammentritts im Wahlkreis zum Deut-
schen Bundestag wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei. Besondere Ver-
treterversammlung ist eine Versamm-
lung der von einer derartigen Mitglie-
derversammlung aus ihrer Mitte ge-
wählten Vertreter. Allgemeine Vertre-
terversammlung ist eine nach der Sat-
zung der Partei (§ 6 des Parteienge-
setzes) allgemein für bevorstehende 
Wahlen von einer derartigen Mitglie-
derversammlung aus ihrer Mitte be-
stellte Versammlung. 

 
(2) In Kreisen und kreisfreien Städten, die 

mehrere Wahlkreise umfassen, kön-
nen die Bewerber für diejenigen Wahl-
kreise, deren Gebiet die Grenze des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt nicht 
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durchschneidet, in einer gemeinsamen 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
gewählt werden. 

 
(3) Die Bewerber und die Vertreter für die 

Vertreterversammlungen werden in 
geheimer Abstimmung gewählt. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Ver-
sammlung ist hierbei vorschlagsbe-
rechtigt. Den Bewerbern ist Gelegen-
heit zu geben, sich und ihr Programm 
der Versammlung in angemessener 
Zeit vorzustellen. Die Wahlen dürfen 
frühestens 32 Monate, für die Vertre-
terversammlungen frühestens 29 Mo-
nate nach Beginn der Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages stattfin-
den; dies gilt nicht, wenn die Wahlpe-
riode vorzeitig endet. 

 
(4) Der Vorstand des Landesverbandes 

oder, wenn Landesverbände nicht be-
stehen, die Vorstände der nächstnied-
rigen Gebietsverbände, in deren Be-
reich der Wahlkreis liegt oder eine an-
dere in der Parteisatzung hierfür vor-
gesehene Stelle können gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung Einspruch erhe-
ben. Auf einen solchen Einspruch ist 
die Abstimmung zu wiederholen. Ihr 
Ergebnis ist endgültig. 

 
(5) Das Nähere über die Wahl der Vertre-

ter für die Vertreterversammlung, über 
die Einberufung und Beschlussfähig-
keit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren 
für die Wahl des Bewerbers regeln die 
Parteien durch ihre Satzungen. 

 
(6) Eine Ausfertigung der Niederschrift 

über die Wahl des Bewerbers mit An-
gaben über Ort und Zeit der Versamm-
lung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder und Ergebnis 
der Abstimmung ist mit dem Kreis-
wahlvorschlag einzureichen. Hierbei 
haben der Leiter der Versammlung 
und zwei von dieser bestimmte Teil-
nehmer gegenüber dem Kreiswahllei-
ter an Eides statt zu versichern, dass 
die Anforderungen gemäß Absatz 3 
Satz 1 bis 3 beachtet worden sind.. 
Der Kreiswahlleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides 
statt zuständig; er gilt als Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbu-
ches. 

 
§ 27 - Landeslisten 
  
(1) Landeslisten können nur von Parteien 

eingereicht werden. Sie müssen von 
dem Vorstand des Landesverbandes 
oder, wenn Landesverbände nicht be-
stehen, von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände, die 

im Bereich des Landes liegen, bei den 
in § 18 Abs. 2 genannten Parteien au-
ßerdem von 1 vom Tausend der 
Wahlberechtigten des Landes bei der 
letzten Bundestagswahl, jedoch 
höchstens 2.000 Wahlberechtigten, 
persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Die Wahlberechtigung 
der Unterzeichner eines Wahlvor-
schlages einer der in § 18 Abs. 2 ge-
nannten Parteien muss im Zeitpunkt 
der Unterzeichnung gegeben sein und 
ist bei Einreichung der Landesliste 
nachzuweisen. Das Erfordernis zu-
sätzlicher Unterschriften gilt nicht für 
Landeslisten von Parteien nationaler 
Minderheiten. 

 
(2) Landeslisten müssen den Namen der 

einreichenden Partei und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese enthalten. 

 
(3) Die Namen der Bewerber müssen in 

erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 
sein. 

 
(4) Ein Bewerber kann nur in einem Land 

und hier nur in einer Landesliste vor-
geschlagen werden. In einer Landes-
liste kann nur benannt werden, wer 
seine Zustimmung dazu schriftlich er-
klärt hat; die Zustimmung ist unwider-
ruflich. 

 
(5) § 21 Abs. 1, 3, 5 und 6 sowie die §§ 

22 bis 25 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Versicherung an 
Eides statt nach § 21 Abs. 6 Satz 2 
sich auch darauf zu erstrecken hat, 
dass die Festlegung der Reihenfolge 
der Bewerber in der Landesliste in ge-
heimer Abstimmung erfolgt ist. 

 
 
Auszug aus der Bundeswahlordnung: 
 
§ 34 - Inhalt und Form der Kreiswahlvor-
schläge 
  
(1) Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 

Muster der Anlage 13 eingereicht wer-
den.  
Er muss enthalten 

 
1. Familiennamen, Vornamen, 

Beruf oder Stand, Geburtsda-
tum, Geburtsort und Anschrift 
(Hauptwohnung) des Bewer-
bers, 

 
2. den Namen der einreichen-

den Partei und, sofern sie ei-
ne Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen (§ 20 
Abs. 3 des Gesetzes) deren 
Kennwort. 
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Er soll ferner Namen und Anschriften 
der Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
(2) Kreiswahlvorschläge von Parteien sind 

von mindestens drei Mitgliedern des 
Vorstandes des Landesverbandes, da-
runter dem Vorsitzenden oder seinem 
Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich zu unterzeichnen. Hat eine 
Partei in einem Land keinen Landes-
verband oder keine einheitliche Lan-
desorganisation, so müssen die 
Kreiswahlvorschläge von den Vor-
ständen der nächstniedrigen Gebiets-
verbände, in deren Bereich der Wahl-
kreis liegt, dem Satz 1 gemäß unter-
zeichnet sein. Die Unterschriften des 
einreichenden Vorstandes genügen, 
wenn er innerhalb der Einreichungs-
frist nachweist, dass dem Landeswahl-
leiter eine schriftliche, dem Satz 1 ent-
sprechende Vollmacht der anderen 
beteiligten Vorstände vorliegt. 

 
(3) Bei anderen Kreiswahlvorschlägen 

haben drei Unterzeichner des Wahl-
vorschlages ihre Unterschriften auf 
dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13) 
selbst zu leisten. Absatz 4 Nr. 3 und 4 
gilt entsprechend. 

 
(4) Muss ein Kreiswahlvorschlag von min-

destens 200 Wahlberechtigten des 
Wahlkreises unterzeichnet sein, so 
sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14 unter 
Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen: 

1. Der Kreiswahlleiter liefert die 
Formblätter auf Anforderung 
kostenfrei; er kann sie auch 
als Druckvorlage oder elekt-
ronisch bereitstellen. Bei der 
Anforderung sind Familien-
name, Vornamen und An-
schrift (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers 
anzugeben. Wird bei der An-
forderung der Nachweis er-
bracht, dass für den Bewer-
ber im Melderegister eine 
Auskunftssperre gemäß § 21 
Abs. 5 des Melderechtsrah-
mengesetzes entsprechen-
den Landesmeldegesetzen 
eingetragen ist, wird anstelle 
seiner Anschrift (Hauptwoh-
nung) eine Erreichbarkeits-
anschrift verwendet; die An-
gabe eines Postfachs genügt 
nicht.  Als Bezeichnung des 
Trägers des Wahlvorschla-
ges, der den Kreiswahlvor-
schlag einreichen will, sind 
außerdem bei Parteien deren 
Namen und, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwenden, 
auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen deren 
Kennwort anzugeben. Partei-
en haben ferner die Aufstel-
lung des Bewerbers in einer 
Mitglieder oder einer beson-
deren oder allgemeinen Ver-
treterversammlung nach § 21 
des Bundeswahlgesetzes zu 
bestätigen. Der Kreiswahllei-
ter hat die in den Sätzen 2 bis 
4 genannten Angaben im 
Kopf der Formblätter zu ver-
merken. 

 
2. Die Wahlberechtigten, die ei-

nen Kreiswahlvorschlag un-
terstützen, müssen die Erklä-
rung auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich 
unterzeichnen; neben der Un-
terschrift sind Familienname, 
Vorname, Geburtsdatum und 
Anschrift (Hauptwohnung) 
des Unterzeichners sowie der 
Tag der Unterzeichnung an-
zugeben. Von Wahlberechtig-
ten im Sinne des § 12 Abs. 2 
Satz 1 des Bundeswahlge-
setzes ist der Nachweis für 
die Wahlberechtigung durch 
die Angaben gemäß Anlage 2 
und Abgabe einer Versiche-
rung an Eides statt zu erbrin-
gen. 

 
3. Für jeden Unterzeichner ist 

auf dem Formblatt oder ge-
sondert eine Bescheinigung 
der Gemeindebehörde, bei 
der er im Wählerverzeichnis 
einzutragen ist, beizufügen, 
dass er im Zeitpunkt der Un-
terzeichnung in dem betref-
fenden Wahlkreis wahlbe-
rechtigt ist. Gesonderte Be-
scheinigungen des Wahl-
rechts sind vom Träger des 
Wahlvorschlages bei der Ein-
reichung des Kreiswahlvor-
schlages mit den Unterstüt-
zungsunterschriften zu ver-
binden. Wer für einen ande-
ren eine Bescheinigung des 
Wahlrechts beantragt, muss 
nachweisen, dass der Betref-
fende den Kreiswahlvor-
schlag unterstützt. 

 
4. Ein Wahlberechtigter darf nur 

einen Kreiswahlvorschlag un-
terzeichnen; hat jemand meh-
rere Kreiswahlvorschläge un-
terzeichnet, so ist seine Un-
terschrift auf allen Kreiswahl-
vorschlägen ungültig. 
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5. Kreiswahlvorschläge von Par-
teien dürfen erst nach Auf-
stellung des Bewerbers durch 
eine Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete 
Unterschriften sind ungültig. 

 
(5) Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufü-

gen 
 

1. die Erklärung des vorge-
schlagenen Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 15, 
dass er seiner Aufstellung 
zustimmt und für keinen an-
deren Wahlkreis seine Zu-
stimmung zur Benennung als 
Bewerber gegeben hat, 

 
2. eine Bescheinigung der zu-

ständigen Gemeindebehörde 
nach dem Muster der Anlage 
16, dass der vorgeschlagene 
Bewerber wählbar ist, 

 
3. bei Kreiswahlvorschlägen von 

Parteien  
 

a) eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die 
Beschlussfassung der 
Mitglieder- oder Ver-
treterversammlung, in 
der der Bewerber auf-
gestellt worden ist, im 
Falle eines Einspruchs 
nach § 21 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes 
auch eine Ausferti-
gung der Niederschrift 
über die wiederholte 
Abstimmung, mit den 
nach § 21 Abs. 6 Satz 
2 des Bundeswahlge-
setzes vorgeschriebe-
nen Versicherung an 
Eides statt; die Nie-
derschrift soll nach 
dem Muster der Anla-
ge 17 gefertigt, die 
Versicherung an Eides 
statt nach dem Muster 
der Anlage 18 abge-
geben werden; 

 
b) eine Versicherung an 

Eides statt des vorge-
schlagenen Bewerbers 
gegenüber dem 
Kreiswahlleiter nach 
dem Muster der Anla-
ge 15, dass er nicht 
Mitglied einer anderen 
als der den Wahlvor-
schlag einreichenden 
Partei ist; für die Ab-
nahme der Versiche-

rung an Eides statt gilt 
§ 21 Abs. 6 Satz 3 des 
Bundeswahlgesetzes 
entsprechend, 

 
4. die erforderliche Zahl von Un-

terstützungsunterschriften 
nebst Bescheinigungen des 
Wahlrechts der Unterzeichner 
(Absatz 4 Nr. 2 und 3), sofern 
der Kreiswahlvorschlag von 
mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises unter-
zeichnet sein muss. 

 
(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts 

(Absatz 4 Nr. 3) und die Bescheini-
gung der Wählbarkeit (Absatz 5 Nr. 2) 
sind kostenfrei zu erteilen. Die Ge-
meindebehörde darf für jeden Wahlbe-
rechtigten die Bescheinigung des 
Wahlrechts nur einmal zu einem 
Kreiswahlvorschlag erteilen; dabei darf 
sie nicht festhalten, für welchen Wahl-
vorschlag die erteilte Bescheinigung 
bestimmt ist. 

 
(7) Für Bewerber, die keine Wohnung in 

der Bundesrepublik Deutschland inne-
haben und sich dort auch sonst nicht 
gewöhnlich aufhalten, erteilt das Bun-
desministerium des Innern die Wähl-
barkeitsbescheinigung. Sie ist bei der 
für den Wohnort des Bewerbers zu-
ständigen diplomatischen oder berufs-
konsularischen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland, sonst unmit-
telbar unter Vorlage der erforderlichen 
Nachweise zu beantragen. 

 
 

Sämtliche amtliche Vordrucke kön-
nen bei dem Kreiswahlleiter für den 
Wahlkreis 149 Olpe – Märkischer 
Kreis I unter Tel. 02761/81-537 und 

02761/81-449 oder unter der E-
Mailadresse: wahlen@kreis-olpe.de 
angefordert werden oder nach Rück-
sprache im Dienstgebäude Westfäli-
sche Str. 75, 57462 Olpe abgeholt 
werden. 

 

V. Mängelbeseitigung und Zulassung 

 

Die Kreiswahlvorschläge werden unverzüg-
lich nach Eingang geprüft. Werden Mängel 
festgestellt, benachrichtigt der Kreiswahllei-
ter die Vertrauensperson und fordert sie 
auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu be-
seitigen. Mängel, die einen gültigen Kreis-
wahlvorschlag nicht zustande kommen las-
sen, können nur bis zum Ablauf der Einrei-
chungsfrist (17.07.2017, 18.00 Uhr) besei-
tigt werden. 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist 
(17.07.2017, 18.00 Uhr) bis zur Zulassung 

mailto:wahlen@kreis-olpe.de
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können nur noch Mängel an sich gültiger 
Kreiswahlvorschläge behoben werden. 
 
Ein gültiger Kreiswahlvorschlag liegt nach 
Ablauf der Einreichungsfrist (17.07.2017, 
18.00 Uhr) nicht vor, wenn 
 

a. die Form oder Frist gemäß § 19 
BWG nicht gewahrt ist, 

 
b. die erforderlichen gültigen Unter-

schriften der Parteivorstände 
und/oder die Unterstützungsun-
terschriften mit dem Nachweis der 
Wahlberechtigung der Unter-
zeichner fehlen, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Um-
ständen, die der Wahlvorschlags-
berechtigte nicht zu vertreten hat, 
nicht rechtzeitig erbracht werden, 

 
c. bei einem Parteiwahlvorschlag die 

Parteibezeichnung fehlt, die nach 
§ 18 Abs. 2 BWG erforderliche 
Feststellung der Parteieigenschaft 
abgelehnt ist oder die Ausferti-
gung der Niederschrift über die 
Aufstellung des Bewerbers für 
den betreffenden Wahlkreis und 
die Versicherung an Eides Statt 
nicht erbracht werden, 

 
d. der Bewerber mangelhaft be-

zeichnet ist, so dass seine Person 
nicht feststeht oder 

 
e. die Zustimmungserklärung des 

Bewerbers fehlt. 
 
Nach der Entscheidung über die Zulassung 
eines Kreiswahlvorschlages ist jede Män-
gelbeseitigung ausgeschlossen. 

 
Gegen Verfügungen des Kreiswahlleiters 
im Mängelbeseitigungsverfahren kann die 
Vertrauensperson den Kreiswahlausschuss 
anrufen. Ruft eine Vertrauensperson gegen 
eine Verfügung des Kreiswahlleiters den 
Kreiswahlausschuss an, so hat dieser der 
Vertrauensperson Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben und unverzüglich über die 
Verfügung des Kreiswahlleiters zu ent-
scheiden. 

 
Über die Zulassung der Kreiswahlvor-
schläge entscheidet der Kreiswahlaus-
schuss in öffentlicher Sitzung. Zu dieser 
Sitzung werden die Vertrauenspersonen 
der Kreiswahlvorschläge vom Kreiswahllei-
ter geladen. Ort, Zeit und Gegenstand der 
Verhandlungen des Kreiswahlausschusses 
werden an den Eingängen des Kreishau-
ses in Olpe öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahlvor-
schläge zurückzuweisen, wenn sie verspä-
tet eingereicht sind oder den Anforderun-
gen nicht entsprechen, die durch BWG und 

BWO aufgestellt sind, es sei denn, dass in 
diesen Vorschriften etwas anderes be-
stimmt ist. Die Entscheidung ist in der Sit-
zung des Kreiswahlausschusses bekannt 
zu geben. 
 
Weist der Kreiswahlausschuss einen 
Kreiswahlvorschlag zurück, so kann binnen 
drei Tagen nach Bekanntgabe der Ent-
scheidung von der Vertrauensperson des 
Kreiswahlvorschlages, dem Bundeswahllei-
ter oder dem Kreiswahlleiter Beschwerde 
an den Landeswahlausschuss eingelegt 
werden. Der Bundeswahlleiter und der 
Kreiswahlleiter können auch gegen eine 
Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvor-
schlag zugelassen wird, Beschwerde erhe-
ben. 
 
Die Beschwerde gegen eine Entscheidung 
des Kreiswahlausschusses wird beim 
Kreiswahlleiter schriftlich oder durch Erklä-
rung zur Niederschrift eingelegt. Der Bun-
deswahlleiter hat seine Beschwerde beim 
Kreiswahlleiter, der Kreiswahlleiter seine 
Beschwerde beim Landeswahlleiter einzu-
legen. Die Schriftform gilt auch durch Tele-
gramm, Fernschreiben oder Fernkopie als 
gewahrt. Der Kreiswahlleiter unterrichtet 
unverzüglich den Landeswahlleiter und den 
Bundeswahlleiter über die eingegangenen 
Beschwerden und verfährt nach den An-
weisungen des Landeswahlleiters. Die 
Entscheidung über die Beschwerde wird 
vom Landeswahlausschuss getroffen. 
 
Im Interesse der Parteien und der übrigen 
Wahlvorschlagsberechtigten wird dringend 
empfohlen, die Kreiswahlvorschläge so 
rechtzeitig einzureichen, dass etwaige 
Mängel, die die Gültigkeit des Kreiswahl-
vorschlages berühren, noch vor Ablauf der 
Einreichungsfrist (17.07.2017, 18.00 Uhr) 
behoben werden können. 
 
Olpe, den 02.03.2017 
 
Der Landrat des Kreises Olpe 
als Kreiswahlleiter des Wahlkreises 149 
Olpe – Märkischer Kreis I  
für die Bundestagswahl 2017 
 
Beckehoff 
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B e k a n n t m a c h u n g  
 
2. Änderungssatzung zur Satzung über Erlaub-
nisse und Gebühren für Sondernutzungen an 

öffentlichen Straßen in der Stadt Kierspe - Son-
dernutzungssatzung- vom 02.03.2017 

 

Aufgrund der §§ 18, 19 und 19a des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.1995 (GV. NRW S. 1028), § 8 Abs. 1 
und 3 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) vom 
28.06.2007 (BGBl. I S. 1206), § 1 Abs. 3 KAG NRW 
vom 21.10.1969, (GV. NRW 1969 S. 712) und § 7 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der jeweils 
zur Zeit gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt 
Kierspe in seiner Sitzung am 21.02.2017 folgende 
2. Satzung zur Änderung der Satzung über Erlaub-
nisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffent-
lichen Straßen in der Stadt Kierspe beschlossen:  
 

Artikel 1 
 

1. § 2 Abs. 4 wird gestrichen. 
 
 

2.  Anlage 1 zur Sondernutzungssatzung der Stadt 
Kierspe Nr. 2.5.5 wird gestrichen. 
 

Artikel 2 

Die Satzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntgabe in 
Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf-

fentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe-

schluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Kierspe, 02.03.2017 
 
Frank Emde 
Bürgermeister 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 

 
 
 
 

 
 

B e k a n n t m a c h u n g  
 

Ordnungsbehördliche Verordnung über die  
Genehmigungspflicht für offene Feuer 

 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 Satz 2 und 17 Abs. 1 
Buchstabe d) und Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz 
vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnli-
chen Umwelteinwirkungen (Landes-
Immissionsschutzgesetz – LImSchG) vom 
18.03.1975 (GV NRW S. 232), zuletzt geändert 
durch Art. 7 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 
(GV. NRW. S. 358) i.V.m. § 14 des Gesetzes über 
Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz – OBG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.05.1980 (GV NRW, S. 
528), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 2. Oktober 2014 (GV. NRW. S. 622), sowie der 
§§ 1, 25 ff OBG, jeweils in der zur Zeit geltenden 
Fassung, wird von der Stadt Kierspe als örtlicher 
Ordnungsbehörde gemäß dem Beschluss des Ra-
tes der Stadt Kierspe vom 21.02.2017 für das Ge-
biet der Stadt Kierspe folgende Verordnung erlas-
sen:  

 

§ 1 
Allgemeines 

(1) Diese Verordnung regelt das Abbrennen von of-
fenen Feuern im Freien auf dem Gebiet der 
Stadt Kierspe zum Schutz vor hiervon ausge-
henden Immissionsbelastungen und Gefahren. 

(2) Das Abbrennen von offenen Feuern bedarf der 
Genehmigung der Stadt Kierspe als zuständige 
Ordnungsbehörde. 

(3) Die Stadt Kierspe ist berechtigt, im Einzelfall die 
Genehmigung eines offenen Feuers von weite-
ren Auflagen und/oder Bedingungen abhängig 
zu machen. Die Stadt Kierspe kann im Einzel-
fall Ausnahmen von den Bestimmungen dieser 
Verordnung zulassen, wenn ein dringendes öf-
fentliches Interesse vorliegt. 

 

http://www.kierspe.de/
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§ 2 
Genehmigungspflicht 

(1) Das Abbrennen eines offenen Feuers ist beim 
Ordnungsamt der Stadt Kierspe spätestens 
zwei Werktage vor der Durchführung schriftlich, 
telefonisch oder über die Website der Stadt 
Kierspe zu beantragen. Der Antrag muss ent-
halten: 

 

1. Angaben zu Datum, Ort und Dauer des 
Feuers, 

2. Angaben zur Art und Menge des Brennma-
teriales,  

3. Name, Anschrift und Mobiltelefonnummer 
einer volljährigen, während der Veranstal-
tung/Durchführung ständig erreichbaren 
Aufsichtsperson, 

4. den genauen Standort des Feuers auf dem 
Grundstück. Die Stadt Kierspe kann hierzu 
die Vorlage eines Lageplans verlangen.  

(2) Von der Anzeige- und Genehmigungspflicht 
ausgenommen ist das Verbrennen von Holz-
scheiten und Brennmaterial nach § 3 Abs. 2 
dieser Verordnung in hierfür geeigneten und 
bestimmten Vorrichtungen. Dazu gehören 

 

1. Außenkamine 

2. Feuerkörbe und –schalen in handelsübli-

chen Größen 

3. Feuertonnen mit einem Fassungsvermö-

gen von maximal 200 Litern, 

4. Rundum eingefasste Feuerstellen mit ei-

nem maximalen Durchmesser von einem 

Meter (Lagerfeuer). 

 

§ 3 
Anforderungen an den Verbrennungsvorgang 

(1) Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen und zur vorbeugenden Gefahrenabwehr ist 
das Feuer so zu platzieren und der Verbren-
nungsvorgang so zu steuern, dass Gefahren für 
Leib, Leben und Sachen oder erhebliche Beläs-
tigungen durch Luftverunreinigungen (insbe-
sondere Rauchentwicklung) oder durch Fun-
kenflug auch unter Beachtung der Windstärke, 
nicht eintreten können. Das Feuer darf bei star-
kem Wind nicht angezündet werden und ist bei 
einem aufkommenden starken Wind unverzüg-
lich zu löschen. 

(2) Als Brennmaterial dürfen ausschließlich trocke-
ne pflanzliche Rückstände wie Hecken- und 
Baumschnitt, Schlagabraum, Schnittholz oder 
unbehandeltes Holz verwendet werden. Das 
Verbrennen von beschichtetem/behandeltem 
Holz (hierunter fallen auch Paletten, Schalbret-
ter, usw.) und sonstigen Abfällen (z. B. Altrei-
fen) ist verboten. Andere Stoffe, insbesondere 
Mineralöle, Mineralölprodukte oder andere Ab-
fälle dürfen weder zum Anzünden noch zur Un-
terhaltung des Feuers genutzt werden. 

(3) Der aufgeschichtete Gehölzhaufen darf eine 
Höhe von zwei Metern und einen Durchmesser 
von zwei Metern nicht überschreiten. 

(4) In den Monaten Oktober bis April dürfen offene 
Feuer nur in der Zeit von 9 Uhr und 18 Uhr ab-
gebrannt werden, in den Monaten Mai bis Sep-
tember nur in der Zeit von 7 Uhr bis 21 Uhr. 
Diese Regelung gilt nicht für genehmigungs-
freie Feuer nach § 2 Abs. 2. 

(5) Das Feuer ist ständig von der benannten voll-
jährigen Person im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 
zu beaufsichtigen. Sie darf den Verbrennungs-
platz erst verlassen, wenn Feuer und Glut erlo-
schen sind. Zum Schluss noch vorhandene 
Glut ist mit Erde abzudecken oder endgültig 
abzulöschen, um Funkenflug auszuschließen. 

(6) Zur Verhinderung einer Ausbreitung des Feuers 
sind ausreichende und geeignete Löschmittel 
vorzuhalten.  

(7) Feuerreste sind innerhalb von 24 Stunden nach 
Abbrennen des Feuers ordnungsgemäß zu 
entsorgen. 

(8) Dienstkräften der Stadt Kierspe ist zum Zwecke 
der Kontrolle der Zutritt zu Grundstücken zu 
gewähren, auf denen offene Feuer abgebrannt 
werden sollen. 

 

§ 4 
Tierschutz 

Das Brennmaterial darf zum Schutz von Kleintieren 
frühestens vier Wochen vor der Verbrennung zu-
sammengetragen werden. Das Brennmaterial ist ein 
bis zwei Tage vor der Verbrennung umzuschichten. 

 

§ 5 
Brauchtumsfeuer 

(1) Brauchtumsfeuer (z.B. Oster- oder Martinsfeu-
er) sind offene Feuer, deren Zweck nicht darauf 
gerichtet ist, pflanzliche Abfälle durch schlichtes 
Verbrennen zu beseitigen. Sie dienen der 
Brauchtumspflege und sind dadurch gekenn-
zeichnet, dass eine in der Ortsgemeinschaft 
verankerte Glaubensgemeinschaft, Organisati-
on, ein Verein oder eine Nachbarschaftsge-
meinschaft das Feuer unter dem Gesichtspunkt 
der Brauchtumspflege ausrichtet und diese 
Veranstaltung für jedermann öffentlich zugäng-
lich ist. 

(2) Abweichend von § 2 ist das Abbrennen eines 
Brauchtumsfeuers beim Ordnungsamt der 
Stadt Kierspe spätestens zwei Wochen vor der 
Durchführung schriftlich, telefonisch oder über 
die Webseite der Stadt Kierspe zu beantragen. 
Neben den Angaben aus § 2 dieser Verord-
nung muss der Antrag zusätzlich enthalten: 
1. Name und Anschrift der Veranstalter im 

Sinne von § 5 Abs. 1 sowie eines An-
sprechpartners, 

2. einen Lageplan, der den genauen Standort 
des Brauchtumsfeuers auf dem Grund-
stück erkennen lässt. 

(3) Osterfeuer dürfen je Veranstalter einmal im 
Zeitraum von Karsamstag bis Ostermontag 
durchgeführt werden. Martinsfeuer sind je Ver-
anstalter einmal im Zeitraum vom 03.11. bis 
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15.11. gestattet. Sonstige Brauchtumsfeuer, 
wie Johannisfeuer, dürfen nur an dem jeweili-
gen Gedenktag  abgebrannt werden. 

(4) Das Brauchtumsfeuer muss ständig von zwei 
Personen, davon mindestens eine über 18 Jah-
re alt, beaufsichtigt werden. Diese Personen 
dürfen den Verbrennungsplatz erst dann ver-
lassen, wenn das Feuer und die Glut erloschen 
sind. Das Feuer darf bei starkem Wind nicht 
angezündet werden und ist bei einem aufkom-
menden starken Wind unverzüglich zu löschen. 

(5) Das Brauchtumsfeuer ist so zu platzieren, dass 
zu Wohngebäuden, Wäldern und mit entzündli-
chem Bewuchs bestellten landwirtschaftlichen 
Flächen ein Abstand von min. 50 Metern, zu 
sonstigen baulichen Anlagen ein Abstand von 
min. 25 Metern, von öffentlichen Verkehrsflä-
chen ein Abstand von min. 25 Metern und von 
befestigten Wirtschaftswegen ein Abstand von 
min. 10 Metern eingehalten wird. 

(6) Die Vorschriften aus § 3 Abs. 3 und 4 finden für 
Brauchtumsfeuer keine Anwendung. 

 

§ 6 
Gebühren 

Die Genehmigung eines offenen Feuers ist kosten-
pflichtig. Die Gebühr beträgt mindestens 25 Euro. 
Im Einzelfall kann die Behörde von der Erhebung 
einer Gebühr für die Genehmigung absehen. 

 

§ 7 
Sonstige Vorschriften und Regelungen 

Sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, insbe-
sondere das kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, 
das Gesetz zum Schutz vor Luftverunreinigungen, 
Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen 
sowie die Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Kierspe bleiben von dieser Verordnung unbe-
rührt. 

 

§ 8  
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1. entgegen § 1 Abs. 2 ein offenes Feuer oh-

ne Genehmigung abbrennt, 
2. entgegen § 2 Abs. 1 oder § 5 Abs. 2 das 

Abbrennen eines offenen Feuers nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollständig an-
gezeigt hat,  

3. entgegen § 3 Abs. 1 das Feuer so platziert 
und den Verbrennungsvorgang so steuert, 
dass Gefahren oder erhebliche Belästi-
gungen eintreten können 

4. entgegen § 3 Abs. 2 andere als die zuge-
lassenen Brennmaterialien verwendet, 

5. entgegen § 3 Abs. 3 den Gehölzhaufen 
höher als zwei Meter aufschichtet oder ei-
nen Durchmesser von 2 Metern über-
schreitet, 

6. entgegen § 3 Abs. 4 ein Feuer außerhalb 
der festgesetzten Zeiten abbrennt, 

7. entgegen § 3 Abs. 5 oder § 5 Abs. 4 das 
Feuer nicht bis zum endgültigen Erlöschen 
beaufsichtigt, 

8. entgegen § 3 Abs. 6 nicht ausreichende 
und geeignete Löschmittel vorhält, 

9. entgegen § 3 Abs. 7 Feuerreste nicht frist-
gerecht entsorgt, 

10. entgegen § 3 Abs. 8 den Beauftragten der 
Stadt Kierspe das Betreten des Grund-
stücks nicht gewährt oder eine Auskunft 
verweigert, 

11. entgegen § 4 das Brennmaterial nicht um-
schichtet, 

12. entgegen § 5 Abs. 3 ein Brauchtumsfeuer 
außerhalb der festgesetzten Zeiten ab-
brennt, 

13. entgegen § 5 Abs. 5 ein Brauchtumsfeuer 

innerhalb der Abstandsflächen abbrennt, 

 
14. als Veranstalter oder Eigentümer, auf des-

sen Grundstück der Verbrennungsvorgang 
stattfindet, Handlungen nach Ziffer 1 bis 13 
durch Dritte zulassen. 
 

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 17 Abs. 3 
LImSchG mit einer Geldbuße von bis zu fünf-
tausend Euro geahndet werden. 
 

§9 

Inkrafttreten 

Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt am 
Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des 
Märkischen Kreises in Kraft.  

 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öf
 fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbe
 schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 
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Kierspe, 02.03.2017 
 
Frank Emde 
Bürgermeister 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 



Jagdgenossenschaft für den            Neuenrade, 03.03.2017 
gemeinschaftlichen Jagdbezirk Neuenrade 
- Der Jagdvorsteher - 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

Versammlung der Jagdgenossenschaft Neuenrade 
 
 
Gemäß § 9 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 1 der Satzung wird hiermit zu einer Versammlung 
der Jagdgenossenschaft für den gemeinschaftlichen Jagdbezirk Neuenrade am  
 

Dienstag, 04. April 2017, 19.00 Uhr 
 
eingeladen.  
 
Die Versammlung findet im Hotel Kaisergarten, Hinterm Wall 15, 58809 Neuenrade 
statt.  

 
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 

 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 
2. Jahresrechnung für die Geschäftsjahre 2012/2013 – 2016/2017 

 
3. Bericht der Kassenprüfer 
 
4. Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers 

 
5. Neuwahlen 
 

 a) Jagdvorsteher 
 b) 1. Beisitzer 
 c) 2. Beisitzer 
 d) Stellvertreter des 1. Beisitzers 
 e) Stellvertreter des 2. Beisitzers 
 f) Schriftführer 
 g) Kassenprüfer 
 
6. Haushaltsplan für die Geschäftsjahre 2017/2018 – 2020/2021 
 
7. Verschiedenes 
 
 
Stimmberechtigt sind alle Grundstückseigentümer von bejagbaren Grundstücks-
flächen innerhalb der Jagdbezirke Neuenrade I und II. 
 
Mit freundlichem Gruß 
  
gez. 
Gerhard Schumacher 
Jagdvorsteher 



Jagdgenossenschaft Blintrop     Neuenrade, 06.03.2017 
- Der Jagdvorstand - 
Kuschertstraße 1 
 
58809 Neuenrade-Blintrop 
 
 
 
 
 
 
 

E I N L A D U N G 
 
 

zur Genossenschaftsversammlung 
 
 
 
 
Die Jagdgenossen der Jagdgenossenschaft Blintrop in Neuenrade werden hiermit zu 
einer Genossenschaftsversammlung am  
 

Montag, 03. April 2017, 19.30 Uhr 
 
in die Gaststätte „Sasse-Kuschert“ in Neuenrade-Blintrop eingeladen. 
 
Verhinderte Jagdgenossen können sich durch einen anderen Jagdgenossen, durch 
einen Betriebsangehörigen oder einen geschäftsfähigen Familienangehörigen ersten 
Grades vertreten lassen. Vertreter bedürfen einer schriftlichen Vollmacht, die dem 
Vorsitzenden vor Beginn der Genossenschaftsversammlung vorzulegen ist. 
 
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 

 
1. Begrüßung 
2. Genehmigung der Niederschrift über die Genossenschaftsversammlung vom 

05.04.2016 
3. Bericht des Jagdvorstehers (ggfls. Bericht des Jagdpächters) 
4. Jahresrechnung für das Jagdjahr 2016/2017 
5. Bericht der Rechnungsprüfer/Entlastung des Vorstandes und des Kassierers 
6. Neuwahl von zwei Rechnungsprüfern für das Jagdjahr 2017/2018 
7. Haushaltsplan für das Jagdjahr 2017/2018 
8. Verschiedenes 
 
 
gez.  
 
Wilhelm Tusch 
Jagdvorsteher 



Jagdgenossenschaft für den Gemeinschaftsjagdbezirk Küntrop in Neuenrade 

 

 

 

 

E I N L A D U N G 

 

 

 

Am  

 

Freitag, dem 31.03.2017, 19:30 Uhr, 

 

findet im Gasthof Sasse-Kuschert, Kuschertstraße 1, 58809 Neuenrade-Blintrop eine Ver-

sammlung der Jagdgenossenschaft für den Gemeinschaftsjagdbezirk Küntrop in Neuenrade 

statt. 

 

Zu dieser Versammlung lade ich Sie hiermit herzlich ein.  

 

Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 

 

1. Begrüßung 

2. Feststellung des Stimmrechts und der Beschlussfähigkeit 

3. Genehmigung der Niederschrift der Jagdgenossenschaftsversammlung vom 12.04.2013 

4. Jahresrechnung für die Geschäftsjahre 2013/2014 bis 2016/2017  

5. Entlastung des Vorstandes und des Kassenführers 

6. Neuwahlen 

a) Jagdvorsteher 

b) 1. Beisitzer 

c) 2. Beisitzer 

d) 1. stellvertretender Beisitzer 

e) 2. stellvertretender Beisitzer 

f) Schrift- und Kassenführer und dessen Stellvertreter 

g) zwei Rechnungsprüfer und ein Stellvertreter 

7. Haushaltsplan für die Geschäftsjahre 2017/2018 bis 2020/2021 

8. Verschiedenes 

 

 

Neuenrade-Küntrop, 02. März 2017  

 

gez. 

 

Wilhelm Verse 

Jagdvorsteher 
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